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Sarrazin: Langjähriger Scharfmacher des Berliner SPD/Linke-Senats 

Nieder mit "Sparpaket" 
und antimuslimischer Hetze! 

IG Metall 

Über 80 Milliarden Euro will die CDU/FDP-Regierung mit 
ihrem "Sparpaket" im Bundeshaushalt bis 2014 einsparen 
und für die zwci Jahre danach ist schon jetzt von weiteren 
Kürzungen in der gleichen Größenordnung die Rcdc. Der 
größte Teil davon, über ein Drittel, ist im Sozialbereich ge­
plant, d. h. bei den Hartz-IV-Empfängern. Deren Zahl stieg 
im April auf 6,7 Millionen, darunter 1,7 Millionen Kinder. 
Die Armsten und Schwächsten der Gesellschaft blechen nun 
für die Krise des Kapitalismus. In einer Situation, wo es mas­
sive Wut in der Bevölkerung gegen die staatlich aufgepäppel­
ten Banken und das "Sparpaket" der Regierung gibt, kam 
das antimuslimische Machwerk des damaligen Bundesbank­
vorstandsmitglieds Thilo Sarrazin mit dem hetzerischen Titel 
"Deutschland schafft sich ab" wie gerufen. Darin behauptet 
Sarrazin, Muslime würden zu viele Kinder kriegen und wür­
den drohen, Deutschland bis 2100 zu "übernehmen". 

Die Dcbatte um Sarrazin bringt ein neues, unheilvolles 
Auftrumpfen des deutschen Imperialismus zum Ausdruck, 
wie es sich schon bei der Schuldenkrise von Griechenland 
Anfang des Jahres abzuzeichnen begann. Spielte Deutsch-
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Links: IG-Metall-Protestfür gleiche Bezahlung 
von Leiharbeitern bei Airbus in Hamburg, 
18. August. Rechts: Spartakisten intervenie­
ren bei Berliner Demo zum Jahrestag des 
Putsches in der Türkei gegen Sarrazins 
Rassenhetze, 12. September 

land früher den Zahlmeister, wenn es zu wirtschaftlichen 
Schwierigkeiten in der EU kam, so ließ das deutsche Kapital 
diesmal Griechenland immer weiter an den Rand der Zah­
lungsunfähigkeit schliddern, während die Zinsen für grie­
chische Staatsanleihen aufgrund der deutschen Blockade 
gegen Rettungspläne in der EU explodierten. Erst als die 
Zinsen auch für Staatsanleihen von Portugal in die Höhe 
gingen und sich ein Szenario abzuzeichnen begann, wo einer 
Pleite Griechenlands sehr bald Portugal, Spanien und sogar 
Italien gefolgt wären, gab Merkel nach und stimmte einem 
erpresserischen "Rettungspaket" zu. Übelster Chauvinismus 
wurde gegcn dic Griechen vom Stapel gelassen, für eine 
"Hilfe", die Verbindlichkeiten deckt, die zu einem Großteil 
von deutschen Banken gehalten werden. Mit anderen Wor­
ten wurde vor allem den deutschen Banken geholfen und 
der deutsche Staat heimst die mit schlimmsten Kürzungen 
bei der griechischen Bevölkerung erkauften Rückzahlungen 
mit Zins und Zinseszins ein. Ein solches imperiales deutsches 
Großherrenturn hat man lange nicht mehr gesehen. 

Fortgesetzt auf Seite 17 

Für eine revolutionäre multiethnische Arbeiterpartei! . 
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Ehrt Leo Trotzki 
Der 20. August markiert den 70. Jahrestag der Ermordung von Leo Trotzki, gemeinsam 
mit W I. Lenin Führer der proletarischen Russischen Revolution im Oktober 1917. 
Nachfolgend drucken wir Auszüge einer Rede von James P. Cannon, Gründer des ame­
rikanischen Trotzkismus, ab, die er bei einer Gedenkveranstaltung in New York hiel~ acht 
Tage nachdem Trotzki von einem stalinistischen Agenten in Mexiko ermordet wurde. 

Das gesamte Leben des Genossen 
Trotzki, seit er sich im Alter von 18 
Jahren in der russischen Provinz stadt 
Nikolajew der Arbeiterbewegung an­
schloss bis zu seinem Tode 42 Jahre 

TROTZKI später in Mexiko-Stadt, war ganz und 
gar der Arbeit und dem Kampf für eine 

zentrale Idee gewidmet. Er trat für die Befreiung der Ar­
beiter und aller Unterdrückten dieser Welt ein und 
kämpfte für die Transformation der Gesellschaft vom Ka­
pitalismus zum Sozialismus durch die soziale Revolution. 
Er ging davon aus, dass eine revolutionäre politische Par­
tei der Arbeiteravantgarde benötigt wird, um die Befrei­
ung durch die soziale Revolution zum Erfolg zu führen ... 
Trotzki glaubte selbst, dass Ideen die größte Macht in der 
Welt besitzen. Ihre Autoren mögen getötet werden, aber 
sobald Ideen sich verbreiten, entwickeln sie ein Eigenle­
ben. Richtige Ideen finden ihren Weg über alle Hinder­
nisse hinweg. Dies war die zentrale, dominierende Kon­
zeption in der Philosophie des Genossen Trotzki. Er 
erklärte uns dies viele, viele Male. Er schrieb einmal: "Es 
ist nicht die Partei, die das Programm [die Idee] schafft; 
es ist das Programm, das die Partei schafft." In einem per­
sönlichen Brief an mich schrieb er einmal: "Wir arbeiten 
mit den korrektesten und machtvollsten Ideen dieser 
Welt, jedoch sind unsere Anzahl und materiellen Mittel 
unzureichend. Aber langfristig werden richtige Ideen im­
mer siegen und die für sie notwendigen Mittel und Kräfte 
finden." 

Trotzki, ein Schüler von Marx, dachte wie dieser: Eine 
"Theorie wird zur materiellen Gewalt, sobald sie die Mas­
sen ergreift." Aufgrund dieser Überzeugung zweifelte 
Genosse Trotzki niemals daran, dass seine Arbeit ihn 
überleben würde. Mit dieser Überzeugung konnte er auf 
seinem Totenbett Zuversicht in den zukünftigen Sieg der 
Vierten Internationale verkünden, die diese Ideen ver-
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körpert. Diejenigen, die daran zwei­
feln, kennen Trotzki nicht. 

Trotzki selbst war davon überzeugt, 
dass seine größte Bedeutung, sein 
größter Wert, nicht in seinem phy-
sischen Leben oder seinen epischen LENIN 
Taten bestand, die die Leistungen aller 
heroischen Personen der Geschichte in ihrer Wirkung 
und ihrer Größe in den Schatten stellten - sondern in 
dem, was er hinterlassen würde, nachdem die Mörder ihr 
Werk getan hatten. Er wusste, dass sein Schicksal besie­
gelt war, und kämpfte gegen die Zeit, um uns so viel wie 
möglich zu hinterlassen, und durch uns der gesamten 
Menschheit. Während der elf Jahre in seinem letzten Exil 
hat er sich wie ein Galeerensklave an seinen Schreibtisch 
gekettet und geschuftet - so wie niemand von uns es je­
mals geschafft hätte, mit solcher Energie und solcher 
Ausdauer und Selbstdisziplin, wie nur Genies arbeiten 
können. Er arbeitete gegen die Zeit, um den reichen In­
halt seines mächtigen Verstandes durch seine Feder flie­
ßen zu lassen, und ihn für uns und jene, die nach uns 
kommen, in bleibender schriftlicher Form zu erhalten ... 

Er war auch ein großer Mann der Tat, ganz klar. Seine 
Taten sind in der größten Revolution der Geschichte der 
Menschheit verewigt. Aber im Gegensatz zu den Opportu­
nisten und Möchtegernführern wurden seine Taten durch 
große Ideen inspiriert, die immer noch lebendig sind. Er 
machte nicht nur eine Revolution; er schrieb ihre Ge­
schichte und erklärte die grundlegenden Gesetze, die für 
alle Revolutionen maßgeblich sind. In seiner Geschichte 
der Russischen Revolution, die er als sein Meisterwerk be­
trachtete, gab er uns einen Leitfaden für neue Revolu­
tionen, oder besser, für die Ausweitung der Revolution 
weltweit, die im Oktober 1917 ihren Anfang nahm. 

"Zum Gedenken an den Alten Mann", 
Socialist Appeal, 7. September 1940 
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Militante Streikwelle in China 

für eine klassenkämpterische führung! 
Reuters lindquisVNY Times 

Links: Streikende Honda-Arbeiter in Foshan stellen sich gegen Schläger (mit Mützen) des offiziellen Gewerk­
schaftsbundes ACGB, 31. Mai. Rechts: Arbeiterinnen demonstrieren vor Honda-Werk in Zhongshan, 11. Juni 

Folgender Artikel ist übersetzt aus Workers Vanguard Nr. 961, 
2. Juli, Zeitung unserer amerikanischen Genossen der Sparta­
eist League/US. 

Die Welle von Streiks für höhere Löhne und bessere Ar­
beitsbedingungen, die in den letzten Wochen China erfasste, 
muss von klassenbewussten Arbeitern auf der ganzen Welt 
unterstützt werden. Die Streiks begannen am 17. Mai in 
einem Honda-Getriebewerk in Foshan in der südlichen Pro­
vinz Guangdong, das die Arbeiter fast drei Wochen lang 
dichtmachten. Da so die Auslieferung gestoppt war, kam die 
Produktion in allen Montagewerken des Unternehmens in 
ganz China zum Erliegen. 

Nachdem die Arbeiter von Foshan etwa 30 Prozent Lohn­
erhöhung erstritten hatten, breiteten sich Streiks auf andere 
Fabriken in der florierenden Industrieregion Guangdong 
und darüber hinaus aus. Die meisten Streiks trafen Fabriken 
im Besitz ausländischer Konzerne, insbesondere die japa­
nischen Autofirmen. Auch mehrere Fabriken in taiwane­
sischem Besitz wurden von den Arbeitern bestreikt, darun­
ter eine Fabrik für Gummiprodukte in der Nähe Shanghais, 
wo es bei Zusammenstößen mit der Polizei etwa 50 Verletz­
te gab, ebenso Fabriken im Besitz von chinesischen Kapita­
listen vom Festland. 

Die in China operierenden ausländischen und einheimi­
schen Kapitalisten haben durch Ausbeutung einer haupt­
sächlich aus Wanderarbeitern vom Lande bestehenden Ar­
beiterschaft riesige Profite angehäuft. Viele Arbeiter werden 
gezwungen, 60 bis 70 Stunden pro Woche zu arbeiten bei 
Löhnen, die kaum über dem Existenzminimum liegen. Die 
Bedingungen, unter denen sie arbeiten müssen, wurden 
durch die ausführliche Berichterstattung über die Selbst­
mordwelle in der riesigen Elektronikfabrik von Foxconn in 
Shenzhen, das auch in Guangdong liegt, lebhaft vor Augen 
geführt. Mindestens zehn Arbeiter haben sich dieses Jahr in 

diesem in taiwanesischem Besitz befindlichen Fabrikkom­
plex das Leben genommen. Über 300000 Arbeiter schuften 
hier und bauen in langen Arbeitstagen und unter strenger 
Disziplin Computer und Telefone für Apple, DelI, Sony und 
andere große amerikanische und japanische Unternehmen 
zusammen. Gleichzeitig weist die enorme Konzentration 
von Arbeitern bei Foxconn auf die ungeheure potenzielle 
Macht der chinesischen Arbeiterklasse hin. 

Durch seine gewaltige wirtschaftliche Entwicklung in den 
letzten Jahrzehnten hat China mittlerweile die bei weitem 
größte Industriearbeiterklasse der Welt. Daher sind die von 
den dortigen Arbeitern geführten Kämpfe von großer Be­
deutung. Im Zuge der Revolution von 1949 wurde in China 
der Kapitalismus gestürzt und eine kollektivierte Wirtschaft 
eingeführt. Obgleich von Anfang an durch die Herrschaft 
der stalinistischen Bürokratie der chinesischen Kommunisti­
schen Partei (KPCh) deformiert, war der revolutionäre Um­
sturz ein gewaltiger Sieg für die arbeitenden Menschen 
überall. Trotz des kapitalistischen Vordringens aufgrund der 
von der KPCh eingeführten "Marktreformen" basiert Chinas 
Kernindustrie weiterhin auf Staatseigentum (siehe "Chinas 
,Marktreformen' - eine trotzkistische Analyse", Spartakist 
Nr. 164, Herbst 2006 und Nr. 165, Winter 2006/2007). 

Im Gegensatz zu den großen kapitalistischen Ländern, 
die in einer tiefen Rezession stecken, was mehrere zehn 
Millionen Entlassungen bedeutete, ist die chinesische Wirt­
schaft in den letzten zwei Jahren weiterhin gewachsen, ob­
wohl der exportorientierte Sektor dieser Wirtschaft durch 
den globalen Abschwung etwas in Mitleidenschaft gezogen 
wurde. Was China davor bewahrte, in die tiefe Wirtschafts­
krise hineingezogen zu werden, die integraler Bestandteil 
des kapitalistischen Systems der Profitproduktion ist, war die 
Fähigkeit, Ressourcen im kollektivierten Kernbereich zu 
lenken. Chinas Wirtschaft wächst nun wieder zügig, was 

Verteidigt den bürokratisch deformierten Arbeiterstaat China! 
Für proletarisch-politische, Revolution! 
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Maßnahmen des "freien Marktes" im Namen 
des Aufbaus einer "harmonischen Gesell­
schaft" abgebremst. Die KPCh-Bürokraten 
haben ihre "arbeiterfreundliche" Rhetorik 
verstärkt, und in vielen Provinzen und großen 
Städten sahen sich die Behörden gezwungen, 
den Mindestlohn wesentlich zu erhöhen. Das 
bürokratische KPCh-Regime verteidigt die 
im chinesischen ·deformierten Arbeiterstaat 
verkörperten Errungenschaften nur insoweit, 
als es die Arbeiterklasse fürchtet. 

Ungewöhnlicherweise erlaubten die KPCh­
Herrscher anfangs eine ausführliche Bericht­
erstattung der einheimischen Medien über 
die Streiks, insbesondere über die in Fabriken 
in japanischem Besitz. Dies ging einher mit 
einer ebenso ungewöhnlichen Offenheit über 
Chinas wachsende soziale Ungleichheit. 

Xinhua Unter Berufung auf einen Führer des Allchi­
nesischen Gewerkschaftsbunds (ACGB) be­
richtete China Daily (13. Mai), dass der 
Arbeitslohnanteil am Bruttoinlandsprodukt 
des Landes zwischen 1983 und 2005 von 57 

auf 37 Prozent gefallen ist. Ein Leitartikel in der Global 
Times (2. Juni), einem Ableger von China Daily, erklärte: 

Hochgeschwindigkeitszug in Wuhan, Dezember 2009. Kollektivierter 
Kern von Chinas Wirtschaft hat Wirtschaftswachstum beflügelt, wäh­
rend die kapitalistische Welt in der Krise steckt 

einen bedeutenden Arbeitskräftemangel hervorbringt. Staat-
1iche Investitionen in Städten im chinesischen Hinterland ha­
ben viele der Wanderarbeitskräfte aufgesaugt, die zuvor zu 
den Fabriken der östlichen Küstenregionen migriert waren. 

Die imperialistischen Großmächte - die USA, Japan, 
Deutschland u. a. - sind weiterhin entschlossen, in China die 
kapitalistische Herrschaft wieder herzustellen und das Land 
vollständig für kapitalistische Ausbeutung zu öffnen. Eben­
so wie Arbeiter in den kapitalistischen Ländern ihre 
Gewerkschaften trotz der gegenwärtigen Gewerkschafts­
führungen und deren Ausverkaufspolitik gegen die Bosse 
verteidigen müssen, müssen sie China trotz der repressiven 
Herrschaft der stalinistischen Bürokratie und deren man­
nigfaltigen Anpassungen an den Kapitalismus gegen kapita­
listische Konterrevolution verteidigen. 

Die KPCh-Bürokratie bietet ausländischen Unternehmen 
Wanderarbeiter zu Niedriglöhnen zur Ausbeutung an und 
agiert so de facto als Arbeitsvermittier für die Imperialisten 
und chinesischen Offshore-Kapitalisten. In der Bürokratie 
selbst gibt es mittlerweile beträchtliche Elemente mit famili­
ären oder anderen Bindungen zu kapitalistischen Unterneh­
mern, und vor einigen Jahren erließen die Ja-Sagervom Natio­
nalen Volkskongress ein Gesetz, das Rechte von Privateigen­
tümern stärkte. Dennoch stützt sich die Bürokratenkaste der 
KPCh immer noch auf die materielle Basis dervergesellschaf­
teten Wirtschaft, Quelle ihrer Macht und ihrer Privilegien. 

Die chinesische Arbeiterklasse muss die parasitäre stali­
nistische Bürokratie hinwegfegen, die das System des natio­
nalisierten Eigentums im Inneren ernsthaft geschwächt hat 
und gleichzeitig auf internationaler Ebene dem Imperialis­
mus gegenüber beschwichtigend auftritt. Notwendig ist eine 
proletarisch-politische Revolution, um die Errungenschaften 
des Arbeiterstaates zu verteidigen und auszuweiten und die 
Macht direkt in die Hände gewählter Arbeiter- und Bauern­
räte zu legen. Dies könnte proletarisch-sozialistische Re­
volutionen im gesamten kapitalistischen Asien anfeuern, 
einschließlich im industriellen Machtzentrum Japan und 
anderswo. Der Aufstieg eines von Arbeiter- und Bauernrä­
ten regierten Chinas würde auch dazu beitragen, die Arbei­
ter Taiwans zum Sturz ihrer kapitalistischen herrschenden 
Klasse anzuspornen, was zur revolutionären Wiedervereini­
gung Chinas führen würde. 

Das chinesische Pulverfass 

Angesichts wachsender Unzufriedenheit an der gesell­
schaftlichen Basis hat Hu Jintaos KPCh-Regime einige der 

"Zugegebenermaßen gehören die gewöhnlichen Arbeiter 
zu denjenigen, die in den letzten drei Jahrzehnten der 
Öffnung den geringsten Anteil am wirtschaftlichen Wohl­
stand abbekamen ... Die zeitweilige Stilllegung der Ferti­
gungsbänder in den vier Honda-Werken zu einer Zeit, in 
der Autos japanischer Marken auf dem Markt zuneh­
mend gefragt sind, wirft ein Licht auf die Notwendigkeit 
eines organisierten Arbeitsschutzes in chinesischen Fa­
briken." 

Inzwischen hat die Bürokratie, zweifellos beunruhigt über 
die Ausweitung der Streiks, solche Medienberichterstattung 
stark eingeschränkt. 

Die meisten der Streikführer scheinen junge Wander­
arbeiter zu sein, darunter bemerkenswerterweise auch Arbei­
terinnen. Sie zeigten beeindruckende Militanz und organi­
satorische Fähigkeiten, dabei benutzten sie auch das Internet 
und SMS zur Mobilisierung der Arbeiter und um Entwick­
lungen anderswo mitzuverfolgen. Hervorzuheben ist, dass 
Arbeiter in Foshan und einer anderen Honda-Fabrik in 
Zhongshan beschlossen, ihre eigenen Streikführer und 
Verhandlungskommissionen zu wählen, unabhängig vom 
ACGB, dem mit der herrschenden KPCh verbundenen offi­
ziellen Gewerkschaftsverband. In einer Anzahl von Fällen 
haben ACGB-Bürokraten offen mit der Betriebsleitung 
zusammengearbeitet und versucht, eine Wiederaufnahme 
der Arbeit zu erzwingen. Von der Gewerkschaftsbürokratie 
organisierte Schläger gingen am 31. Mai auf Honda-Strei­
kende in Foshan los und verletzten mehrere. Am nächsten 
Tag entschuldigten sich die gleichen ACGB-Bürokraten 
öffentlich, versuchten aber gleichzeitig, ihre Rolle bei dem 
Angriff herunterzuspielen. 

Die Streikenden in Foshan forderten unter anderem "eine 
Neuorganisierung der örtlichen Gewerkschaft; Neuwahlen 
des Gewerkschaftsvorsitzenden und anderer Repräsentan­
ten sollen durchgeführt werden". Am 11. Juni führten Strei­
kende in Zhongshan eine Protestdemonstration durch, die 
ebenfalls das Recht auf Wahl ihrer eigenen Gewerkschafts­
führer forderte. Zwar hatten die stalinistischen Herrscher 
1982 das Streikrecht aus Chinas Verfassung gestrichen, doch 
2008 haben verschiedene Reformen der Arbeitsgesetze es für 
Arbeiter leichter gemacht, sich für die Verteidigung ihrer In­
teressen zu organisieren. Viele Streikende gaben Reportern 
unter Berufung auf diese Gesetzesreformen zu verstehen, sie 
seien der Ansicht, dass sie ein Recht auf Streik hätten. 
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Ein offener Brief Li Xiaojuans, einer jungen Arbeiterin, 
im Namen des Verhandlungskomitees der Streikenden von 
Foshan, erklärte: 

"Wir müssen ein hohes Maß an Geschlossenheit aufrecht­
erhalten und dürfen uns nicht von den Vertretern des 
Kapitals gegeneinander ausspielen lassen ... Die Profite 
dieser Fabrik sind die Früchte unserer harten Arbeit. .. 
Dieser Kampf dreht sich nicht nur um die Interessen 
unserer 1800 Arbeiter. Uns liegen auch die Rechte und 
Interessen aller chinesischen Arbeiter am Herzen." (zi­
tiert in Financial Times [London], 10. Juni) 
Chinesische Arbeiter brauchen eine klassenkämpferische 

Führung, um ihren Kampf voranzubringen, den kapitalisti­
schen Unternehmen, die sie ausbeuten, soviel wie möglich 
abzuringen, die verheerenden Auswirkungen der Inflation 
zu bekämpfen und ihre Arbeits- und Lebensbedingungen zu 
verbessern. Auch Arbeiter in der staatseigenen Industrie 
brauchen eine solche Führung, um ihren Lebensstandard zu 
schützen und zu verbessern und um gegen bürokratische 
Übergriffe zu kämpfen. Untrennbar verbunden mit dem 
Kampf zur Ersetzung des parasitären KPCh-Regimes durch 
eine Herrschaft der Arbeiter- und Bauernräte ist der Auf­
bau von Gewerkschaften, die von bürokratischer Kontrolle 
frei sind. Selbst in einem Arbeiterstaat, in dem echte Arbei­
terdemokratie herrscht, sind Gewerkschaften notwendig, 
um sich gegen mögliche Übergriffe und Missbrauch zu ver­
teidigen und um bei der Planung von Produktion und 
Arbeitsmethoden mitzuarbeiten. Bezüglich der Frage von 
Gewerkschaften im frühen sowjetischen Arbeiterstaat be­
stand W I. Lenin darauf, dass Kommunisten im Interesse 
des Arbeiterstaates auf der Grundlage ihres Programms und 
ihrer Praxis um die Führung in den Gewerkschaften kämp­
fen sollen. Sie müssen von den Arbeitern ausgewählt und 
dürfen nicht vom Staat ernannt werden. 

Der Kampf für von bürokratischer Kontrolle freie Ge­
werkschaften muss ausgehen von der Verteidigung der sozia­
len Errungenschaften der Revolution von 1949 gegen Impe­
rialismus und kapitalistische Restauration. Dies ist besonders 
wichtig angesichts der Manöver prokapitalistischer Kräfte 
wie des Hongkonger China Labour Bulletin (CLB), das west­
liche "Demokratie" propagiert, d. h. die Herrschaft der 
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kapitalistischen Ausbeuter hinter einer parlamentarischen 
Fassade. Das CLB, einstmals Anhänger sogenannter "unab­
hängiger Gewerkschaften", ruft jetzt dazu auf, innerhalb des 
ACGB zu arbeiten, um diesen der Kontrolle durch die 
KPCh zu entreißen. Das CLB gibt sich als Arbeiterorganisa­
tion aus, ist aber eine konterrevolutionäre Gruppe mit direk­
ten Verbindungen zum US-Imperialismus. Sein Anführer 
Han Dongfang ist gleichzeitig Vize-Vorsitzender des World 
Movement for Democracy [Weltbewegung für Demokratie], 
einer Organisation, die von der National Endowment for 
Democracy [Nationale Stiftung für Demokratie] gegründet 
wurde und geleitet wird, einer berüchtigten Tarnorganisa­
tion der CIA. 

Bei der Berichterstattung über die chinesischen Streiks 
beschwören die westlichen bürgerlichen Medien den Geist 
der polnischen Solidarnose, der antikommunistischen 
"Gewerkschaft", die in den 1980er-Jahren als Speerspitze 
für kapitalistische Konterrevolution in Osteuropa und der 
Sowjetunion fungierte. Die Linie der Medien ist, explizit 
oder unausgesprochen, dass chinesische Arbeiter gegen dal' 
Regime der Kommunistischen Partei losschlagen und den 
"freien Markt" willkommen heißen sollen. Das KPCh­
Regime seinerseits beschwört ebenfalls das Gespenst von 
Solidarnose und behauptet fälschlicherweise, jegliche orga­
nisierte Opposition gegen seine Herrschaft könne nur pro­
kapitalistisch und konterrevolutionär sein. In einem Artikel 
im Wall Street Journal (14. Juni) berichtete Willy Lam, Pro­
fessor an der Chinesischen Universität von Hongkong: "In 
unveröffentlichten Gesprächen hinter verschlossenen Türen 
über die Lage in der Arbeiterschaft zitierten Herr Hu und 
andere Politbüromitglieder Warnungen des verstorbenen Pa­
triarchen Deng Xiaoping darüber, wie Polens Solidarnose­
Bewegung Kommunistische Parteien im gesamten ehema­
ligen Ostblock unterminierte." 

Im Gegensatz zur großen Mehrzahl der vorgeblichen 
Sozialisten weltweit widersetzte sich die Internationale 
Kommunistische Liga (Vierte Internationalisten) Solidar­
nose und kämpfte bis zum Ende gegen kapitalistische 
Konterrevolution in Osteuropa und der Sowjetunion. Doch 
die Vorgänge in China heute entwickeln sich nicht nach 
dem Muster von Solidarnose. Das Wachstum von 
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durch eine andere zu ersetzen, sondern dar­
um, die Methoden zu ändern, nach denen 
Wirtschaft und Kultur geleitet werden. Das 
bürokratische Selbstherrscherturn muss der 
Sowjetdemokratie Platz machen." 

Die marktfreundliche Politik der KPCh­
Bürokratie hat die Kräfte der Konterrevolu­
tion in China gestärkt. Gleichzeitig wurde 
durch wirtschaftliche Entwicklung die sozi­
ale Macht der Industriearbeiterklasse au­
ßerordentlich vergrößert. Die Einbeziehung 
von wenigstens 150 Millionen ländlichen 
Wanderarbeitern in Chinas städtische Wirt­
schaft ist ein Faktor von enormer poten­
zieller Bedeutung. Um einen revolutio­
nären, proletarischen und internationalisti­
schen Weg nach vorn aufzuzeigen, ist eine 
leninistisch- trotzkistische Partei notwendig. 
Wie wir in "Arbeiterinnen und die Wider­
sprüche im heutigen China" (Spartaeist, 
deutsche Ausgabe Nr. 27, Frühjahr 2009) 
schrieben: 

August 2001: Arbeiter protestieren in Beijing gegen Entlassungen und 
Ausplünderung durch Funktionäre. Transparent lautet: "Wohin sind 
150 Millionen Yuan an Staatseigentum verschwunden?" 

"An einem gewissen Punkt, voraussicht­
lich wenn bürgerliche Elemente in der Bürokratie und 
deren Umkreis dazu übergehen, die politische Macht der 
KPCh zu beseitigen, werden die sich anstauenden explo­
siven sozialen Spannungen das politische Gefüge der 
herrschenden Bürokratenkaste sprengen. Wenn dies ge­
schieht, wird Chinas Schicksal auf des Messers Schneide 
stehen. Entweder werden die Arbeiter die parasitäre 
herrschende Elite durch eine proletarisch-politische 
Revolution hinwegfegen, die die Errungenschaften der 
Revolution von 1949 verteidigt und ausweitet und China 
zu einem Bollwerk des Klassenkampfes für den Welt­
sozialismus macht, oder die kapitalistische Konterrevolu­
tion wird siegen und verheerende imperialistische Unter­
jochung und Ausbeutung zurückbringen." 

Solidarnosc als konterrevolutionärer Bewegung wurde 
durch Faktoren geprägt, die auf China nicht zutreffen, dar­
unter die tiefen Wurzeln der katholischen Kirche in Polen 
und die Rolle des polnischen Nationalismus, der gegen die 
Sowjetunion eingesetzt wurde. Darüber hinaus sind die 
heutigen Streiks in China Proteste gegen die brutale Aus­
beutung in riesigen kapitalistischen Unternehmen in Privat­
besitz, die in Polen um 1980 nicht existierten. Jegliche 
Illusion unter chinesischen Arbeitern in kapitalistische 
"Demokratie" muss entschieden bekämpft werden. Doch 
gibt es keinen Grund anzunehmen, die Entwicklung in Chi­
na heute gehe in Richtung einer prokapitalistischen Arbei­
termassenbewegung. 

Für eine Regierung der 
Arbeiter- und Bauernräte~ 

Die von Wanderarbeitern angeführten Streiks, die im In­
teresse aller chinesischen Werktätigen sind, unterstreichen 
die Notwendigkeit zur Abschaffung des diskriminierenden 
Wohnsitzmelderegisters (Hukou) der KPCh-Herrscher. Das 
Wohnrecht in den Städten, Ausbildung und Gesundheitsver­
sorgung für Wanderarbeiter vom Lande und ihre Kinder 
sind unter diesem System erheblich eingeschränkt, was ihre 
Anstellung in der Stadt nur vorübergehend und unsicher 
macht. Jobs in der staatlichen Industrie samt den dazugehö­
rigen Versorgungsleistungen sind immer noch meist den 
Arbeitern mit einem städtischen Hukou vorbehalten. 

Der unsichere Status der Wanderarbeiter ist ein Segen 
für die kapitalistischen Ausbeuter des in Auslandsbesitz 
befindlichen Sektors, die ein griffbereites Reservoir an 
Arbeitskräften vorfinden, die sie zu Niedrigstlöhnen aus­
beuten können. Viele junge Arbeiter, die jetzt in den Fabri­
ken schuften, sind Kinder von Wanderarbeitern und in den 
Städten aufgewachsen, aber unter den empörenden Hukou­
Restriktionsmaßnahmen der Bürokratie gelten auch sie 
nicht als Stadtbewohner. Wanderarbeiter müssen die glei­
chen Rechte und gleichen Zugang zu Sozialleistungen haben 
wie rechtlich anerkannte Stadtbewohner! 

Eine Regierung gewählter Arbeiter- und Bauernräte 
würde alle Teile des Proletariats und der Werktätigen auf 
dem Land vertreten. Für den Arbeiterstaat entscheidende 
Fragen können nur effektiv gelöst werden, wenn diejenigen, 
die arbeiten, entscheiden. Wie der marxistische Führer Leo 
Trotzki in seiner scharfen Anklage der sowjetischen sta­
linistischen Bürokratie, Verratene Revolution (1936), erklär­
te: "Es handelt sich nicht darum, eine herrschende Clique 

Eine revolutionäre Arbeiter- und Bauernregierung wür­
de mit bürokratischer Willkür und Korruption Schluss 
machen. Sie würde die neue Klasse einheimischer kapitalis­
tischer Unternehmer enteignen und die Bedingungen für 
ausländische Investitionen im Interesse der Werktätigen 
neu verhandeln. Sie würde eine zentral geplante und gelei­
tete Wirtschaft unter den Bedingungen einer Arbeiterdemo­
kratie errichten - nicht die autarke, bürokratische Komman­
dowirtschaft der Mao-Jahre. Eine echte kommunistische 
Führung würde dafür kämpfen, der Gesamtbevölkerung 
zumindest eine grundlegende wirtschaftliche Sicherheit zu 
bieten, aber ihr Verständnis wäre, dass materieller Wohl­
stand für alle vom Kampf für sozialistische Revolution in 
den Zentren des Weltimperialismus abhängt. Diese Per­
spektive lehnt das nationalistische KPCh-Regime, dessen 
Politik sich aus dem stalinistischen Dogma des "Aufbaus des 
Sozialismus in einem Lande" herleitet, entschieden ab. Die 
Tatsache, dass Arbeiter in Chinas kapitalistischen Zonen 
von einigen derselben Konzerne ausgebeutet werden, die 
auch Arbeiter in Japan, den USA und anderswo ausbeuten, 
ist ein Potenzial für internationale Solidarität und bezeugt 
die gemeinsamen Interessen der Arbeiter im Kampffür eine 
sozialistische Welt. 

Das Überleben und Fortschreiten von Chinas revolutio­
nären Errungenschaften und die allumfassende Modernisie­
rung der Gesellschaft im Interesse der werktätigen Massen 
erfordern eine internationale sozialistische Planwirtschaft, 
die einer globalen kommunistischen Zukunft den Weg 
öffnen wird. Das ist das Ziel der Internationalen Kommu­
nistischen Liga, die für die Wiederschmiedung von Trotzkis 
Vierter Internationale als Weltpartei der proletarischen 
Revolution kämpft.. 
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Frauen und der deformierte 
Arbeiterstaat DDR 

Folgender Artikel basiert auf einer Rede un­
serer Genossin Barbara Köhler bei l:eran­
staltungen zum Internationalen Frauentag 
in Berlin und Hamburg. 

In Berlin hatten wir unsere Veranstal­
tung direkt am Frauentag, und auf dem 
Weg dahin lief im U-Bahn-Fernsehen die 
Meldung, die Ikone des bürgerlichen Fe­
minismus, Alice Schwarzer, habe sich ge­
äußert. Sie sei gegen den Frauentag, eine 
"sozialistische Erfindung". Der habe was 
mit streikenden Textilarbeiterinnen zu tun, 
und deshalb, Zitat: "Hat das absolut nichts 
mit Feminismus zu tun"! Manchmal sagt 
auch diese reaktionäre Dame was Wahres. 
Der Feminismus als bürgerliche Bewegung 
stellt die Männer als das Hindernis dazu 
dar, die Gleichheit der Frau zu erreichen. 
Damit vertieft er die von den Kapitalisten 
geschürte Spaltung des Proletariats in 
Männer gegen Frauen. Wir Kommunisten 
wissen, dass die Unterdrückung der Frau 
untrennbar mit Klassenherrschaft und 
Ausbeutung verbunden ist. Daher kämp­ Redaktions-Service-Maecker 

fen wir darum, das gesamte Proletariat, Schülerinnen beim Unterricht im Betrieb. Junge Frauen in der DDR wur­
Männer wie Frauen, gegen die besondere den von Beginn an auch in sogenannten "Männerberufen" ausgebildet 
Unterdrückung der Frau zu mobilisieren: 
Ohne Frauen keine sozialistische Revolution, ohne sozialis­
tische Revolution keine Befreiung der Frauen! 

Schwarzer drückt die bürgerliche Feindschaft zum Prole­
tariat aus, denn der Internationale Frauentag wurde begrün­
det durch den 8. März 1908, den Streik der Textilarbeite­
rinnen in Manhattan, New York. Aber wir denken vor allem 
auch an den 8. März 1917, der 23. Februar nach altem rus­
sischen Kalender, an den Streik der Textilarbeiterinnen in 
Sankt Petersburg. Das war der Beginn der Februarrevoluti­
on in Russland. Für uns Kommunisten ist der 8. März ein 
Kampftag der gesamten Arbeiterklasse. 

Wir hatten das ganze letzte Jahr über Artikel in unserer 
Zeitung und auch Veranstaltungen, um der bürgerlichen 
Propaganda zu 20 Jahren Konterrevolution in der DDR, die 
wir das ganze Jahr über um die Ohren gehauen bekamen, 
unser kommunistisches Programm entgegenzusetzen. Mit 
diesem Programm haben wir auch 1989/90 in die beginnende 
politische Revolution in der DDR interveniert. Es ging um 
die Verteidigung der DDR gegen den Imperialismus, um 
proletarisch-politische Revolution gegen die stalinistische 
Bürokratie, ebenso um soziale Revolution im Westen, um 
den Kampf für ein rotes Rätedeutschland. 

Die Bourgeoisie will die DDR ein für alle Mal tot wissen, 
ist aber immer noch von ihr besessen. In deutschen bürger­
lichen Kreisen ist das eines der stärksten möglichen Schimpf­
wörter, das man sich an den Kopf schmeißen kann: "DDR­
Methoden" oder "Sozialismus". Als Ursula von der Leyen 

noch Familienministerin war, ist sie für mehr Kindergärten 
eingetreten, einfach deshalb, weil die deutsche Bourgeoisie 
die niedrige Geburtenrate heben und gleichzeitig auch gut 
ausgebildete junge Frauen im Beruf haben will. Und da wur­
den sogar dieser 1A-CDU-Vorzeigemutter DDR-Methoden 
vorgeworfen (siehe "DIE LINKE, von der Leyen und die 
,heilige Familie''', Spartakist Nr. 173, September 2008). 

Also alle reden darüber, aber was war wirklich die Situa­
tion der Frauen in der DDR? Wir haben als Kommunisten 
programmatische Messlatten, die wir anlegen, um Dinge zu 
verstehen und Dinge erklären zu können. Was die Frauen­
frage angeht, berufen wir uns z. B. auf den utopischen Sozia­
listen Fourier, der sagte: "Die Veränderung einer geschicht­
lichen Epoche lässt sich immer aus dem Verhältnis des 
Fortschritts der Frauen zur Freiheit bestimmen ... Der Grad 
der weiblichen Emanzipation ist das natürliche Maß der all­
gemeinen Emanzipation." Marx zitiert Fourier sehr zustim­
mend in Die heilige Familie (1845). Das ist einer unserer 
Leitfäden. Mindestens ebenso zentral ist Engels' wichtige 
Erkenntnis in Der Ursprung der Familie, des Privateigentums 
und des Staats (1884): Die Unterdrückung der Frau wurzelt 
in der Institution Familie, die kennzeichnend für alle Klas­
sengesellschaften ist. Engels erklärt, dass also die Vorbedin­
gung für die Befreiung der Frau ihre Einbeziehung in die 
öffentliche Produktion und damit ins öffentliche Leben ist 
und damit "die Beseitigung der Eigenschaft der Einzelfami­
lie als wirtschaftlicher Einheit der Gesellschaft". 

Für Frauenbefreiung durch sozialistische Revolution! 
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Altersgruppen bis 40 Jahren, also aufge­
wachsen in der DDR, waren Frauen und 
Männer gleichermaßen in jeder Form der 
Ausbildung repräsentiert. Und man konnte 
als aIIeinstehende Frau berufstätig sein und 
Kinder haben, weil es ein breites System von 
Kindereinrichtungen gab, das auch oft direkt 
mit den Betrieben verbunden war. Die Basis, 
warum das möglich war in der DDR, war der 
Sieg der Roten Armee über Nazideutschland 
1945: In dessen Folge wurde die Staatsma­
schinerie und die ökonomische Macht der 
deutschen Bourgeoisie im Osten zerschlagen 
und ein Staat basierend auf vergesellschafte­
ten Eigentumsformen gegründet. Also das, 
was nach Marxschen Kriterien ein Arbeiter­
staat ist. Der Arbeiterstaat war jedoch von 
Anfang an, wie wir sagen, deformiert, so wie 
Trotzki es analysiert hat, weil die politische 
Macht nicht bei der Arbeiterklasse lag, son­
dern bei einer stalinistischen Bürokratie. 

Einmal gab es also diese ganze öko no­
Ohne Bildnachweis mische Unabhängigkeit, weil die Frauen in 

8. März 1917 in Petrograd: Demonstration zum Internationalen Frauen- der Produktion waren, aber gleichzeitig exis­
tag. Arbeiterinnen gaben den Startschuss zur Russischen Revolution tierte in der DDR die Institution der Fami-

Die DDR war bisher in der Menschheitsgeschichte die 
wohl fortgeschrittenste Gesellschaft für Frauen. In bedeu­
tender Hinsicht war sie fortgeschrittener selbst als die junge, 
revolutionäre Sowjetunion. Dort hatten die Bolschewiki 
zwar ein revolutionäres Programm zur Frauenbefreiung, sie 
wollten die Familienfunktionen durch Vergesellschaftung 
der Hausarbeit ersetzen; aber ein großes Hindernis, um das 
durchzusetzen, war die materielle Armut in dem jungen Ar­
beiterstaat. Die DDR dagegen hatte selbst nach dem Zwei­
ten Weltkrieg und mit den Reparationen, die die Sowjet­
union eingefordert hat, bei ihrer Gründung immer noch die 
Basis einer hochindustrialisierten Gesellschaft, und dies 
machte einen großen Unterschied. 

In der DDR waren Ende der 80er-Jahre über 90 Prozent 
aller Frauen berufstätig oder in der Aus- oder Fortbildung. 
Sie hatten damit ein ganz hohes Maß nicht nur an ökono­
mischer, sondern wirklich auch an persönlicher Unabhängig­
keit. Genauso wie die Männer hatten die Frauen an den 
Schulen eine breite wissenschaftliche Ausbildung und quali­
tativ häufiger als im Westen hochqualifizierte Berufe. In den 
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lie, laut Engels ja eine Institution zur Unter­
drückung der Frau, und sie existierte nicht nur, sondern 
wurde besonders hochgejubelt. Das ist ein Widerspruch, und 
wie erklärt der sich? Trotzki hat mal gesagt - er hat das über 
die Sowjetunion gesagt, aber das gilt genauso für die DDR: 
"Der Arbeiterstaat muss so aufgefasst werden, wie er in dem 
unbarmherzigen Laboratorium der Geschichte entstanden 
ist und nicht wie ein ,sozialistischer' Professor ihn sich vor­
stellt, der nachdenklich mit dem Finger in der Nase bohrt." 

Der ostdeutsche deformierte Arbeiterstaat war Stalins 
"ungeliebtes Kind". Dies war ein Aspekt des Verrats von 
revolutionären Möglichkeiten in ganz Europa und Teilen 
von Asien am Ende des Zweiten Weltkriegs. Diesen Verrat 
beging Stalin im Interesse seiner Abkommen mit seinen im­
perialistischen Bündnispartnern USA und Britannien. Zum 
Beispiel in Italien ließ die stalinistische KP die Partisanen 
entwaffnen und trat in eine kapitalistische Volksfrontregie­
rung ein. Sie verhinderte damit eine Arbeiterrevolution und 
unterwarf die Arbeiter dem US-Oberkommando. Die sozia­
listischen Bestrebungen des deutschen Proletariats nach 
dem Krieg wurden bürokratisch erstickt. Seine Initiativen, 
Fabriken und Städte zu übernehmen und sie durch embryo­
nale Arbeiterräte - die Antifa-Komitees - zu verwalten, 
wurden unterdrückt. Die DDR und die anderen "Volks­
demokratien", die aus diesen gesellschaftlichen U mwäl­
zungen hervorgingen, waren deformierte Arbeiterstaaten, 
die als defensive Reaktion auf den eskalierenden Kalten 
Krieg der Imperialisten entstanden. So hatte die DDR nach 
dem Vorbild der stalinistisch degenerierten Sowjetunion der 
1940er-Jahre das Programm, den "Sozialismus in einem 
Land" aufzubauen. Die DDR-Bürokratie wollte das dann 
gar in einem halben Land tun. Dieses Programm des "Sozia­
lismus in einem Land" widerspricht grundsätzlich dem Mar­
xismus, der eben besagt, dass Sozialismus als Vorstufe des 
Kommunismus eine internationale Gesellschaft ist, deren 
materielle Grundlage über die der entwickeltsten kapitalisti­
schen Länder hinausgeht. Oder, anders ausgedrückt: Man 
kann Sozialismus nicht auf der Basis von Mangel in einem 
isolierten Land aufbauen. 

Oktoberrevolution 1917 
Gehen wir zurück zum Programm der Bolschewiki, die 

1917 die russische Arbeiterklasse zum Sieg geführt hatten: 
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Frauen in China 
Bei Spartakist-Veranstaltungen zum Frauentags in Berlin und 
Hamburg gab es Diskussionsbeiträge zu verschiedenen As­
pekten der Situation von Frauen in China. 

Valeria: Ich möchte über die Frage von Frauenbefreiung 
in den verbleibenden deformierten Arbeiterstaaten spre­
chen, vor allem China. Die Frauen waren vor der Revoluti­
on von 1949 völlig unterjocht, ihre Füße wurden gebunden, 
sie wurden gekauft und verkauft. Die frühe Kommunisti­
sche Partei Chinas hatte ein materialistisches Verständnis 
der Situation und folgte dem Beispiel der Bolschewiki in 
der Sowjetunion. Als dann die KP Chinas im Wesentlichen 
eine Bauernpartei unter maoistisch-stalinistischer Führung 
wurde, beeinflusste das natürlich auch die Haltung zur 
Frauenfrage. Frauen spielten dennoch eine wichtige Rolle 
bei der Revolution, beim Sieg von Maos Bauernarmee, und 
dieser Sieg war die Grundlage dafür, dass es soziale Errun­
genschaften gibt für Frauen. Frauen bekamen das erste 
Mal Recht auf Land zugesprochen und es wurde eine Men­
ge von feudalistischem Unrat weggefegt, in dem Frauen 
erstickt worden Waren. Zum Beispiel wurden arrangierte 
Ehen verboten, Frauen konnten zum ersten Mal wählen, 
wen sie heiraten wollten, und sie hatten das Recht auf 
Scheidung. Die Revolution hat auch die Kindestötung von 
Mädchen bekämpft und auch, dass Mädchen verkauft wer­
den. Allgemeine Schulbildung erlaubte es den Mädchen 
und Frauen, sich in die Gesellschaft zu integrieren. Aber 
die Revolution ging nicht weit genug, erreichte nicht die 
wirkliche Befreiung der Frauen. Und das lag nicht nur an 
der Politik der Stalinisten, "Sozialismus in einem Land" 
aufzubauen und damit nicht genügend Ressourcen zur Ver­
fügung zu stellen, die notwendig sind zur Befreiung der 
Frau. Sondern die Politik der stalinistischen Bürokratie hat 
auch in vieler Weise zur Unterdrückung von Frauen dort 
beigetragen (siehe "Arbeiterinnen und die Widersprüche 
im heutigen China - Verteidigt China gegen Imperialismus 
und Konterrevolution! Für proletarisch-politische Revolu­
tion!", Spartacist, deutsche Ausgabe Nr. 27, Frühjahr 
2009). 

Wie bei unserem Kampf in der DDR ist politische Re­
volution in China nötig, um die chinesischen Frauen zu be­
freien. Nur eine demokratisch gewählte Arbeiter- und 
Bauern-Räteregierung kann die rational geplante kollekti-

Deren Programm war von Anfang an, dass es eine interna­
tionale Ausweitung der Revolution geben muss. Sie gingen 
immer davon aus, dass die Russische Revolution der An­
fang einer weltrevolutionären Entwicklung sei, und es kam 
ihnen überhaupt nicht in den Sinn, dass sie isoliert überle­
ben könnte. Die Gesetzgebung in der jungen Sowjetunion 
gab Frauen ein Ausmaß an Gleichheit und Freiheit, wie das 
selbst heute die wirtschaftlich fortgeschrittensten sogenann­
ten demokratischen kapitalistischen Länder nicht haben. 
Einige zentrale Sachen: Die Zivilehe und die Scheidung auf 
Wunsch eines der Partner wurden eingeführt, jegliche Ge­
setze gegen Homosexuelle wurden abgeschafft. Der Leiter 
des Moskauer Instituts für Sozial hygiene berichtete 1923, 
auf welchen Prinzipien sich die Sowjetgesetzgebung auf­
baut: "Sie erklärt absolute Nichteinmischung des Staates 
und der Gesellschaft in geschlechtliche Beziehungen, so­
weit sie niemandem Schaden bringen und niemandes Inter­
essen verletzen." Und 1920 war die junge Sowjetunion welt-

vierte Wirtschaft ermöglichen, die die notwendigen Mittel 
für die Befreiung der Frauen zur Verfügung stellt. Und nur 
eine solche revolutionäre Regierung hätte die Perspektive 
der Weltrevolution, die nötig ist, um Ressourcen aus den 
Industrieländern für China zu mobilisieren. Und das Glei­
che gilt auch für die anderen deformierten Arbeiterstaaten 
Kuba, Nordkorea und Vietnam, und die Lehren aus dem 
Kampf in der DDR sind entscheidend dafür. 

Torsten: Die Konterrevolution in China hat bisher nicht 
gesiegt, obwohl das innerhalb der breiten Linken behauptet 
wird. Die Chinesische Revolution von 1949 brachte un­
glaubliche Errungenschaften für die Frauen. Vorher sollten 
Frauen neben der Hausarbeit und der Kindererziehung 
praktisch unsichtbar sein. Erst durch die Revolution 1949' 
bekamen sie überhaupt ein Recht auf Bildung. Aber die 
Widersprüche in China sind extrem. China war von Anfang 
an ein deformierter Arbeiterstaat. Mao hat sich auf die Bau­
ern gestützt, es gab nie Arbeiterdemokratie, nie hatten die 
Arbeiter die politische Macht. Die Stalinisten haben Angst 
vor Arbeiterdemokratie, deshalb haben sie Probleme mit 
dem Niveau der Produktivität. Denn wenn die Arbeiter 
nicht die politische Macht haben, nichts zu sagen haben im 
eigenen Land, dann fragen sie sich: Warum soll ich hier mei­
ne ganze Arbeitskraft einbringen? Die einzige Möglichkeit, 
die die stalinistischen Bürokraten haben, um dem zu begeg­
nen, ist die Einführung von Marktmechanismen. Die revolu­
tionäre Antwort wäre Arbeiterdemokratie, aber die Büro­
kraten setzen Marktmechanismen ein, daher kommen die 
Widersprüche. Und das hat viele Sachen wieder hochge­
bracht, die es vor 1949 gab, wie Kindestötung von Mädchen, 
was auch dieses Ungleichgewicht hervorbringt, dass es viel 
mehr Männer gibt als Frauen. Männer stellen den Hauptbe­
standteil auch an Wanderarbeitern, aber in beträchtlichen 
Teilen der sogenannten Sonderwirtschaftszonen stellenjun­
ge Frauen die Mehrheit und haben auch ein extremes poli­
tisches Gewicht. Sie beteiligen sich häufig an Protesten ge­
gen Ungerechtigkeiten, die sich gegen die stalinistischen 
Bürokraten richten. Der Weg nach vorne ist, die politische 
Macht in die Hände der Arbeiter und Bauern zu legen durch 
politische Revolution, die Ausweitung der Revolution auf 
die westlichen imperialistischen Länder und auf Japan unter 
der Führung einer trotzkistischen Partei. 

weit die allererste Regierung, die die Kriminalisierung der Ab­
treibung aufhob. Wirklich eine Errungenschaft! Zum ersten 
Mal bekamen Frauen das Recht zugesprochen, über ihren 
eigenen Körper zu bestimmen, und wurden nicht mehr zu 
Gebärmaschinen degradiert. 

Die Bolschewiki wussten, dass die Familie mit ihren 
gesellschaftlichen Funktionen, die sie in der Klassengesell­
schaft erfüllt - Kinder aufzuziehen, sich um Nahrung und 
Kleidung zu sorgen sowie um die Ausbildung, und sich auch 
um die alten Menschen zu kümmern -, nicht einfach per 
Dekret abgeschafft werden kann. Trotzki sprach von der 
"Familie als geschlossenem Kleinbetrieb". Diese Funkti­
onen müssen ersetzt werden durch Vergesellschaftung der 
Hausarbeit. In den großen Städten der jungen Sowjetunion 
wurde damit begonnen, Einrichtungen zur Vergesellschaf­
tung der Hausarbeit, also Kindergärten, Kantinen usw. zu 
errichten:, aber es gab einfach die materielle Basis nicht, um 
das auszuweiten. Aber die Bolschewiki in der revolutionären 
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Zeit der Sowjetunion haben den Arbeitern einfach die 
Wahrheit gesagt: Es wird erst dann eine Frauenbefreiung 
geben, wenn wir es geschafft haben, die Hausarbeit zu ver­
gesellschaften; wir können es im Augenblick nicht aus dem 
Armel schütteln, aber wir kämpfen für die Ausweitung der 
Revolution auf die ökonomisch fortgeschrittenen Länder; 
das ist der Weg, um es zu schaffen! 

Degeneration der Sowjetunion und 
Auswirkungen auf die Frauen 

Diese Politik der sowjetischen Führung änderte sich, weil 
sich die Führung änderte. 1923/24 hatten sich die Hoffnun­
gen in der russischen Arbeiterklasse auf baldige Ausweitung 
der Revolution zerschlagen, ganz besonders nachdem im 
Sommer 1923 die ganz große Gelegenheit für die Machtergrei­
fung der Arbeiterklasse in Deutschland vertan wurde. Und 
sie wurde vertan durch die Politik der KPD, die auf die SPD 
geschaut und gewartet hat - und auch auf Grund der zögerli­
chen Kominternpolitik zu diesem Zeitpunkt. Deshalb wurde 
diese große Möglichkeit verpasst, die Sowjetunion aus ihrer 
Isolierung rauszuholen. In dieser ganzen Stimmung der Nie­
dergeschlagenheit in der russischen Arbeiterklasse riss eine 
konservative Bürokratie unter Stalin die politische Macht an 
sich. Deren Programm war, sich im Status quo einzurichten, 
den "Sozialismus in einem Land" aufzubauen und friedliche 
Koexistenz mit dem Imperialismus zu suchen. Das bedeute­
te, nicht mehr zu handeln, um die Revolution auszuweiten, 
sondern nur noch auf den Druck des Imperialismus zu reagie­
ren. Diese bürokratische Schicht hatte also nicht mehr das 
Ziel, die Revolution auszuweiten, um den Mangel zu behe­
ben, sondern sie agierte sozusagen selbst als Gendarm, um 
den bestehenden Mangel zu verwalten. Wir sagen mit Trotz­
ki, dass das eine politische Konterrevolution in der Sowjet­
union war, dass aber trotzdem die vergesellschafteten Eigen­
tumsformen bestehen blieben. Aus diesem Grunde kämpften 
wir im degenerierten Arbeiterstaat Sowjetunion und kämp­
fen noch immer in den anderen deformierten Arbeiterstaa­
ten für eine politische Revolution des Proletariats. Das heißt, 
es geht darum, die soziale Basis, die Vergesellschaftung der 
Produktionsmittel, zu verteidigen. Aber es ist nötig, die poli­
tische Führungsschicht, diese Kaste, fortzujagen und durch 
Arbeiterräte wieder die umfassende, auch politische Macht 
der Arbeiterklasse herzustellen. Aber um die Arbeiterklasse 
da hinzuführen, ist eine revolutionäre Partei nötig, wie 1917. 

Veranstaltungen 
der Spartakist-Jugend Berlin 

Freitag, 29. Oktober 

China: Arbeiterkämpfe in der 
"sozialistischen Marktwirtschaft" 

Freitag, 26. November 

Rassismus, "Krieg gegen Terror", 
antimuslimische Hexenjagd 

Für eine multiethnische 
revolutionäre Arbeiterpartei! 

18:30 Uhr im Mehringhof, Blauer Salon, 
Gneisenaustraße 2a, U-Bhf. Mehringdamm 

SPARTAKIST 

Diese reaktionäre Politik unter Stalin in der Sowjetunion 
richtete sich ganz schnell gegen die Frauen. 1936 gab es eine 
neue Verfassung, die Abtreibung verbot, und die Familie 
wurde als sogenannte Keimzelle des Sozialismus hochge­
jubelt. Trotzki hat in seinem grundlegenden Buch Verratene 
Revolution von 1936 die Mechanismen dahinter erklärt: 

"Nachdem der Staat seine Unfähigkeit bewiesen hatte, 
den Frauen, die zur Abtreibung Zuflucht nehmen muss­
ten, die notwendige medizinische Hilfe und hygienischen 
Einrichtungen zur Verfügung zu stellen, änderte er jäh 
den Kurs und beschritt den Weg des Verbots. Wie schon 
bei anderen Gelegenheiten macht die Bürokratie aus der 
Not eine Tugend. Solz, eines der Mitglieder des Obersten 
Sowjetgerichtshofs und Spezialist in Ehefragen, begrün­
det das bevorstehende Abtreibungsverbot damit, dass in 
der sozialistischen Gesellschaft, wo es keine Arbeitslosig­
keit gibt usw., die Frau kein Recht habe, auf die ,Mutter­
schaftsfreuden' zu verzichten. Philosophie eines Pfaffen, 
der zudem die Macht des Polizisten ausübt!" 

Und eben nach dem Vorbild dieser stalinisierten Sowjet­
union wurde die DDR aufgebaut. 

Die DDR - ein von Anfang an 
deformierter Arbeiterstaat 

Trotzki erklärt in verratene Revolution den Doppelcha­
rakter der stalinistischen Bürokratie; das zu verstehen ist 
wichtig, um die Widersprüche in der DDR-Politik gegen­
über Frauen zu verstehen. Diese Bürokratie sitzt als parasi­
täre Kaste auf der Basis der vergesellschafteten Produktions­
mittel und schwankt zwischen Furcht vor der Arbeiterklasse 
und der Furcht vor dem Imperialismus und versucht dazwi­
schen zu lavieren und ihre Privilegien zu halten. Und obwohl 
Trotzkis Buch 1936 geschrieben wurde, haben wir während 
unserer Intervention in die beginnende politische Revolu­
tion in der DDR 1989/90 von Leuten, mit denen wir disku­
tiert haben, oft gehört, dass es sich liest, als ob es über die 
DDR-Bürokratie geschrieben sei; dass es sich liest wie ein 
aktuelles Handbuch. Diesen widersprüchlichen Charakter 
der DDR-Bürokratie, die eben eine Kaste war und keine 
Klasse im Besitz von Produktionsmitteln, den hat der 
17. Juni 1953 unterstrichen. Da gab es den Versuch einer 
politischen Revolution der Arbeiterklasse, also die Führung 
zu stürzen und sich wieder die politische Macht zu erkämp­
fen, aber die Grundlagen der DDR zu erhalten. Damals ha­
ben sich beträchtliche Teile der SED auf die Seite der Arbei­
terklasse gestellt. Man kann sich schlecht vorstellen, dass im 
Fall einer sozialistischen Revolution ein ganzes Segment der 
Kapitalistenklasse auf die Seite der Arbeiterklasse übergeht! 
Die Bürokratie war keine Klasse, sondern eine Kaste, auch 
zu vergleichen mit der Bürokratie in den Gewerkschaften. 

Trotzki erklärte in verratene Revolution außerdem, dass 
die Bürokraten die Familie geradezu brauchten, und zwar 
zur sozialen Reglementierung der Bevölkerung. Er erklärte, 
dass die Familien nicht etwa Keimzellen des Sozialismus 
sind, sondern Keimzellen sozialer Rückständigkeit, in der 
besonders Frauen, Kinder und Jugendliche gefangen gehal­
ten werden, eine "archaische, muffige und starre Einrich­
tung, in der die Frau der werktätigen Klassen von der Kind­
heit bis zum Tode wahre Zwangsarbeit leisten muss". Und 
die Bürokraten brauchten die Familie einmal aus diesem 
Grund, also zur Reglementierung, aber sie brauchten sie 
auch, um die reproduktive Arbeitsleistung zu erbringen, die 
die Gesellschaft aus materiellen Gründen noch nicht leisten 
konnte. Wobei natürlich wichtig ist zu sehen, dass die Füh­
rung in der Sowjetunion und später in der DDR gar nicht 
generell das Ziel hatte, diese materielle Basis zu erreichen, 
sondern "Sozialismus" eingeschränkt in einem Lande aufzu­
bauen. 
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Für ein Arbeiterrätedeutschland! 

Spartakist-Arbeiterpartei Deutschlands 

ND 

Links: Spartakist-Volkskammerwahlplakat, 1990. Rechts: Frauen fordern 
Sp,","'" K"",""p'"""'''p<owPpoc"k'",<w' s.'" "" , "ock.",~" den Erhalt von Krippenplätzen, einer DDR-Errungenschaft. Spartakisten 

'"--. ••••• SpA.D .• ""."'." ""'.'.""'.'''.'''''._ •••• '_ ••• ' ._ •• warnten vor verheerenden Folgen der Konterrevolution für Frauen 

Eine revolutionäre Führung in der DDR hätte der Arbei­
terklasse ein internationalistisches Programm geboten, sie 
hätte gesagt, wie es die Bolschewiki getan haben: Wir wollen 
die Revolution ausweiten, wir wollen unsere materielle Ba­
sis ausweiten. Das werden wir hier so nicht erreichen, inzwi­
schen tun wir einfach, was möglich ist. Aber was möglich ist, 
kann eben nicht von der Bürokratie aufgepfropft werden, 
sondern die Arbeiterinnen und Arbeiter müssen, ausgehend 
von den Produktionsstätten, durch Arbeiterräte über die 
Politik des Arbeiterstaats bestimmen. Im Kampf, solche Ar­
beiterräte aufzubauen, hätte sich eine revolutionäre Füh­
rung in der DDR auf die fortgeschrittensten Teile der Arbei­
terklasse gestützt. Das ist Trotzkis Programm und das ist 
auch unser Programm. Genau das tat die Bürokratie in der 
DDR natürlich nicht, denn mit solchem Kampf für Arbei­
terräte hätte sie sich ja selbst aufgelöst, und so wurde die 
Familie als kämpfende Einheit des Sozialismus gepusht und 
dargestellt und so ganz reaktionäre Vorstellungen in der 
Gesellschaft verhärtet. 

Das Angebot von Kindergärten, Kantinen, Wäschereien 
usw. wurde mit den Jahren unregelmäßig aber stetig größer. 
Einen bedeutenden Anteil daran hatten Einrichtungen, die 
direkt mit Betrieben verbunden waren. Aber das wurde von 
der DDR-Führung vorangetrieben, nicht etwa weil sie was 
für die Frauenbefreiung tun wollte, sondern weil sie junge, 
gebildete Frauen dringend als Arbeitskräfte brauchte und 
die Frauen dafür gesellschaftliche Kinderbetreuung einfor­
derten! Die Anzahl der Krippenplätze für Kinder bis drei 
Jahren stieg von knapp 4700 im Jahre 1950 sprunghaft auf 
über 50000 im Jahr 1955. Das bezeichnet die große An­
strengung, in den Anfängen der DDR Frauen in die Produk­
tion zu ziehen. Einen weiteren großen Sprung gab's zwi­
schen 1970 und 1975: von 166000 auf knapp 235000 (Donna 
Harsch, Revenge ofthe Domestic, Princeton University Press, 
2007). Dies war Ausdruck von Honeckers Versprechen, den 
Lebensstandard zu heben, was seit 1975 "Einheit von Wirt­
schafts- und Sozialpolitik" genannt wurde. Honecker hatte 
1970/71 Ulbricht abgelöst, nachdem die stalinistische Büro­
kratie über mehrere Jahre durch Aktivitäten der Arbeiter­
klasse aufgeschreckt worden war: Angefangen mit der be­
ginnenden proletarisch-politischen Revolution 1953 in der 
DDR und 1956 in Ungarn bis zum "Prager Frühling" 1968 
und größeren Streiks 1970 in Polen gegen Preiserhöhungen. 
Unter Honecker redete die Bürokratie sich ein, sie könne 

den zunehmenden Rückstand gegenüber dem westdeut­
schen Imperialismus in Wirtschaft und Lebensstandard be­
seitigen, indem man die DDR bei den westlichen Bankiers 
verschuldete und die Investitionen in vielen Wirtschaftsbe­
reichen immer mehr austrocknete, so dass 1989 nur 30 Pro­
zent der Maschinen jederzeit einsatzbereit waren und bis 
1989 die Wohnungsbauausgaben von Jahr zu Jahr stiegen. 
Anfang der 1980er-Jahre führte dies die DDR an den Rand 
der Zahlungsunfähigkeit, was vorübergehend durch den 
Verkauf von aufgearbeitetem sowjetischen Öl in den Westen 
verhindert werden konnte. Dadurch ging aber die Effektivi­
tät der Wirtschaft noch weiter den Bach runter (siehe dazu 
auch: "DDR-Wirtschaft und der Kollaps des Stalinismus -
Für internationale sozialistische Planwirtschaft!", Spartakist 
Nr. 179 und 180, September und November 2009). 

1989 gab es praktisch für jedes Kind einen Kindergarten­
platz, die Versorgung mit Krippenplätzen lag an manchen 
Orten bei über 80 Prozent. Aber mancherorts benutzten 
Frauen diese Einrichtungen ungern oder gar nicht, weil z. B. 
die Betreuung in den Kindergärten nicht gut genug war. 
Noch kritischer war's bei den Wäschereien, weil Wäsche 
beschädigt wurde oder das Waschen viel zu lange dauerte. 
Trotzki hat das so erklärt: Wenn die Arbeiter und Arbeite­
rinnen in der Gesellschaft nicht wirklich die Kontrolle und 
das Sagen darüber haben, was sie da produzieren, wie sie es 
tun, wie sie es organisieren, dann liegt so was wie ein grauer 
Schleier von Gleichgültigkeit über aller Arbeit. Und gleich­
zeitig lag diese ganze miefige, rückständige Last der Büro­
kratie auf der Gesellschaft wie eine erstickende Decke. 

Ein Problem der Kindereinrichtungen war auch, dass sie 
ganz überwiegend nicht rund um die Uhr geöffnet waren. 6 
Uhr morgens bis 18/19 Uhr, das waren so etwa Standardöff­
nungszeiten. Das machte es für Frauen mit Schichtarbeit 
natürlich sehr schwierig und hieß auch, dass viele Frauen 
bestimmte Jobs, die sie vielleicht gerne haben wollten, gar 
nicht annehmen konnten, weil die Kindereinrichtung nicht 
da war. Wir sind für Kinderbetreuung von hoher Qualität 
rund um die Uhr. Während unserer Intervention 1989/90 in 
die beginnende politische Revolution hatten wir oft Diskus­
sionen mit Frauen, die sich als Kommunistinnen verstan­
den, die aber so sehr geprägt waren von der Familienpropa­
ganda - dieser Mutti-Propaganda, die die DDR-Bürokratie 
vom Stapel ließ -, dass sie zum Teil dagegen argumen­
tierten, dass Kindereinrichtungen rund um die Uhr geöffnet 
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sein sollen. Mit der Begründung, eigentlich soll sich abends 
doch die Mutti um die Kinder kümmern. Das zeigt, wie 
sehr diese rückständigen Vorstellungen durch die Interven­
tion der Bürokratie beibehalten und in den Köpfen der 
Leute verhärtet wurden. Es ist interessant und wichtig zu 
sehen, dass es ganz viele Frauen gab, die sich trotzdem ein­
gemischt haben; die waren der Meinung: Okay, uns wird 
gesagt, das ist eine sozialistische Gesellschaft, also haben 
wir das Recht, mehr von diesen Einrichtungen zu bekom­
men, die uns die Hausarbeit ersetzen. Es gab viele Proteste, 
die an die verschiedenen Etagen in der Bürokratie gerichtet 
wurden, ganz viele Briefe gingen gleich direkt an Honecker, 
wo sich dann etwa eine Arbeiterin sinngemäß beschwerte: 
"Genosse Honecker, es ist unglaublich, dass ich es in 
meinem Großbetrieb nicht schaffen 
kann, mittags mein Essen einzukau­
fen, weil es in dem Laden nichts gibt. 
Das musst du unbedingt ändern." Ei­
ne ganz große Menge gerade von ar­
beitenden, von proletarischen Frauen 
dachten, dass sie das Recht hatten 
auf mehr und dass sie es selber und 
besser organisieren könnten. 

Anfänge der DDR 

Frauenausschüssen hervor, d. h. aus Ausschüssen, die offen­
sichtlich aus ihrer Sicht und schon von ihrem Namen her 
einen breiteren Horizont hatten. Aber er bekam dann zu­
nehmend von der SED die Aufgabe, sich um "Frauenfra­
gen" zu kümmern. Der DFD war der sogenannten Natio­
nalen Front angegliedert. Mit der Nationalen Front ver­
suchte die DDR-Bürokratie die "demokratische" Parteien­
landschaft Westdeutschlands abzubilden. Dieses Gebilde in 
der DDR enthielt alle möglichen Parteien, von der Bauern­
partei bis zur CDU, wobei jedoch die stalinistische Büro­
kratie mit der SED den Ton angab. Anders als im Kapitalis­
mus war dies nämlich nur eine Karikatur auf eine kapitalis­
tische Volksfront, die immer aus einem Klassenbündnis von 
bürgerlichen mit Arbeiterparteien besteht. In der DDR war 

Bundesarchiv 

Die Sowjetische Militäradminis­
tration in Deutschland (SMAD) exis­
tierte bis November 1949, im Oktober 
1949 ist die DDR gegründet worden. 
Bereits im August 1946 wurde im 
Rahmen des Ziels, Frauen in die Pro­
duktion zu ziehen, der sogenannte 
"Befehl 253" ausgegeben, der Lohn­
diskriminierung basierend auf Ge­
schlecht oder Alter verbot. Im Ver­
gleich dazu: In der BRD gab es erst 
10 Jahre später ein solches Gesetz. 
Und im Kapitalismus steht ein solches 
Gesetz - keine Lohndiskriminierung 
- natürlich nur auf dem Papier. Denn 
Lohnunterschiede zu haben, um die 
Arbeiter insgesamt und insbesondere 
zwischen Arbeitern und Arbeite­
rinnen zu spalten, gehört im Kapita­
lismus einfach dazu. Das ist grundle­
gender Bestandteil des ökonomischen 

Vorabend des Arbeiteraufstands in der 
DDR vom 17. Juni 1953: Bauarbeiter de­
monstrieren auf Berliner Stalinallee ge­
gen Normerhöhungen 

aber die Bourgeoisie als Klasse ge­
stürzt und die Nationale Front hatte 
nur den Anschein einer Volksfront. 
Volksfrontpolitik bedeutet, die Ar­
beiterklasse zu betrügen und poli­
tisch zu entwaffnen, indem sie vor­
gaukelt, es gäbe keine unabhängigen 
Klasseninteressen der Arbeiterklas­
se, sondern nur das breite "Volk". 
International bedeutete sie die An­
biederung der stalinistischen Büro­
kratien an bürgerliche Kräfte. Für 
die Arbeiter, die der Führung der 
Stalinisten folgten, bedeutete sie all­
zu oft tödliche Niederlagen - so war 
es in der Chinesischen Revolution 
1927 und der Spanischen Revolution 
in den 1930er-Jahren, um nur einige 
Beispiele zu nennen. Die DDR war 
für Marxisten eine Diktatur des Pro­
letariats - wenn auch bürokratisch 
deformiert -, die auf vergesellschaf­
teten Produktionsverhältnissen ba­
sierte, da die Bourgeoisie enteignet 
war. In diesem Rahmen war die 
Nationale Front ein Teil der program­
matischen Propaganda der DDR-Bü­
rokratie, die nicht wollte, dass die 
Arbeiterklasse in der DDR auf die 
Idee kommen könnte, dass sie eigene 
Klasseninteressen hat, nämlich den 

Systems. Gerade vor ein paar Tagen war im Spiegel ein Be­
richt mit Statistiken von 2008, da waren Lohnunterschiede 
von mehr als 23 Prozent zwischen Männern und Frauen auf­
geführt! Und gleichzeitig gibt es auch eine große Zunahme 
von Teilzeitjobs unter Frauen, die dann davon natürlich 
nicht mehr leben können, aber nicht voll arbeiten, weil sie 
ihre Kinder nicht unterbringen können usw. Seit 1956 ist 
dieses Gesetz "gegen Lohndiskriminierung" in der BRD in 
Kraft, aber das sagt überhaupt nichts. 

Natürlich gab's auch in der DDR nach wie vor Unter­
schiede in der Bezahlung zwischen Männern und Frauen, 
aber erstens bei weitem nicht so dreiste, denn die Lohnspan­
ne war generell nicht so groß und auch die niedrigen Lohn­
gruppen hatten einen gesicherten Lebensstandard. Es hatte 
was mit der bürokratischen Missherrschaft zu tun, es war 
nicht systemimmanent. Eine Regierung aus Arbeiterräten 
hätte jegliche Unterschiede im Lohn sofort annulliert, wenn 
auch vielleicht gegen die Opposition rückständigerer Teile 
der Arbeiterklasse. 

Es ist aufschlussreich, sich den Demokratischen Frauen­
bund (DFD) anzuschauen. Der wurde 1947 in der DDR 
gegründet und ging ursprünglich aus antifaschistischen 

Arbeiterstaat durch Räte selbst zu 
führen. 

Trotzdem ist folgendes noch mal interessant als Fakt: In 
der DDR war der DFD eine Massenorganisation. Ursprüng­
lich gab es in ganz Deutschland diese antifaschistischen 
Ausschüsse und DFD-Gruppen, im Westen entstand 1952 
aus den Landesverbänden ein eigener Verband, den die 
deutsche Bourgeoisie 1957 in der BRD kurzerhand verbot. 

Noch ein paar Fakten zum Vergleich der Situation von 
Frauen in den beiden Ländern, DDR und BRD. 1965 kam 
ein Familiengesetzbuch der DDR heraus, in dem es hieß: 
"Beide Ehegatten tragen ihren Anteil bei der Erziehung 
und Pflege der Kinder und der Führung des Haushalts. Die 
Beziehungen der Ehegatten zueinander sind so zu gestal­
ten, dass die Frau ihre berufliche und gesellschaftliche Tä­
tigkeit mit der Mutterschaft vereinbaren kann." Das hielt 
zwar die "heilige Familie" hoch, aber betonte Gleichbe­
rechtigung. Die BRD-Regierung forderte in einem Bericht 
1966: "Pflegerin und Trösterin soll die Frau sein; Sinnbild 
bescheidener Harmonie, Ordnungsfaktor in der einzig ver­
lässlichen Welt des Privaten; Erwerbstätigkeit und gesell­
schaftliches Engagement sollte die Frau nur eingehen, wenn 
es die familiären Anforderungen zulassen." Dazu passt 
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der immer nurdie Armen traf 
Links: Massendemo in den 
70er-Jahren im kapitalistischen 
Westdeutsch land forderte die 
ersatzlose Streichung des re­
aktionären Abtreibungspara­
grafen 218. Rechts: Plakat von 
Käthe Kollwitz (1924) 

Frankfurter Rundschau 

auch, dass in der BRD bis 1977 ein Gesetz besagte, dass die 
Frau ohne Erlaubnis des Ehemanns eine Arbeit nicht auf­
nehmen darf. Der Grund für diese Unterschiede lag natür­
lich in den vergesellschafteten Produktionsverhältnissen in 
der DDR. Eine wichtige Sache war, dass z. B. die Frage der 
Vererbung in der DDR keine Rolle spielte, weil kein Privat­
eigentum an Produktionsmitteln existierte. Und Engels hat 
ja erklärt, dass es bei der ganzen Familieninstitution und 
Familienideologie ursprünglich darum ging, dass der Mann 
eindeutig wissen wollte: Sind das meine Kinder oder ist die 
Frau fremdgegangen; ich will nur meinen Kindern verer­
ben. Das liegt dem zugrunde. Aber das alles spielte in der 
DDR einfach keine Rolle mehr, es gab nichts zu vererben 
und insofern löste sich diese Funktion, die die Familie im 
Kapitalismus hat, eigentlich auf. Aber die stalinistische 
Führung ... diese rückständigen Typen haben immer wieder 
versucht, die Stücke der Familienideologie wieder zusam­
menzukleistern und aufrechtzuerhalten. Ein weiterer As­
pekt der Familie ist eine Reglementierung der Kinder, und 
auch das erodierte in der DDR aufgrund der vergesell­
schafteten Produktionsverhältnisse. In der DDR galt seit 
1950 die Volljährigkeit mit 18 Jahren. In der BRD erst seit 
19751 

Der Frauentag in der DDR wurde immer mit Blümchen 
gefeiert, einhergehend mit Aufrufen an den Ehemann, er 
solle seiner Frau an dem Tag ein besonders tolles Frühstück 
machen und sie generell sehr unterstützen usw. Solche Auf­
rufe unterstrichen eigentlich nur, was die Regel war: dass 
die Frauen nämlich die zweite Schicht zu arbeiten hatten, 
um den Haushalt auf die Reihe zu kriegen und sich um die 
Kinder zu kümmern. Die DDR-Führung versuchte wirklich, 
dem Frauentag jeden Anschein eines Kampftags der gesam­
ten Arbeiterklasse zu nehmen. 

Und wenn dann die Proteste von proletarischen Frauen 
über ihre zu schwere Arbeitslast und die zweite Schicht zu 
stark wurden, gab es unterschiedliche Reaktionen. Zum 
einen versuchte die Bürokratie, mehr Konsumgüter zur Ver­
fügung zu stellen, um die Hausarbeit zu erleichtern, wie be­
schrieben besonders ab Anfang der 70er-Jahre. So wurde 
die Produktion von Familien-Waschmaschinen vorangetrie­
ben. Vielleicht wäre es rationaler gewesen, die Anzahl von 
öffentlichen Wäschereien massiv auszubauen und sie besser 
auszustatten. Auch verbreitet waren Kampagnen, der Ehe­
mann müsse mehr im Haushalt tun. Tatsächlich war es wohl 

in der DDR sehr viel verbreiteter, dass Ehemänner im Haus­
halt mitgeholfen haben, als es im Westen der Fall war. Es 
gab in der DDR seit 1952 den "Haushaltstag", einen freien 
Tag pro Monat für häusliche Arbeiten, der typischerweise 
nur der Frau zustand. Erst 1977 wurde er teilweise auch 
Männem gewährt. 

"Sozialismus in einem (halben) Land" 

Wohnungen waren Mangelware in der DDR. Der we­
sentliche Grund dafür war, dass in diesem halben Land - be­
lagert vom rachsüchtigen deutschen Imperialismus, der die 
ganze Zeit darüber grübelte, wie er dieses Gebiet, in dem er 
nicht mehr das Sagen hatte, wieder zurückkriegen konnte -
einfach die materielle Basis fehlte, um genügend bauen zu 
können. Es ist auch noch mal wichtig, sich ins Gedächtnis zu 
rufen, dass die BRD nach 1945 vom US-Imperialismus auf­
gepäppelt wurde und außerdem die Schwerindustrie und 
auch das ganze Ruhrgebiet abgekriegt hatte, also die Haupt­
iridustrie. Das ist ein wichtiger Aspekt dabei. Die stalinisti­
sche Bürokratie in der DDR sprach aber nicht diese ein­
fache Wahrheit aus, sondern machte auch hier aus der Not 
eine Tugend. "Sozialismus in einem Land" bedeutete, dass 
die Bürokratie möglichst "autark" produzieren wollte. So 
wurden 70 Prozent der Produktpalette, die es auf dem Welt­
markt gab, mehr schlecht als recht und unter unverhältnis­
mäßigen Kosten selbst produziert, während die Imperialis­
ten sich auf die Arbeitsteilung in dem von ihnen beherrschten 
Weltmarkt stützen konnten. Wohnungen wurden in der 
DDR bevorzugt an Verheiratete vergeben, was wiederum 
die Leute unter Druck setzte, zu heiraten. Das Vorgehen 
der Bürokratie war nicht gradlinig und hat sich auch immer 
wieder geändert und offiziell hatten auch alleinerziehende 
Frauen und unverheiratete Paare Anspruch auf eine Woh-" 
nung. Aber die Stimmung unter jungen Menschen war doch 
im Allgemeinen, dass sie größere Chancen haben, wenn sie 
heiraten, wodurch die Familienfunktionen in der Gesell­
schaft betont wurden. 

Ein wichtiger und besonders unschöner Aspekt dieses 
Programms der stalinistischen Bürokratien vom "Sozialis­
mus in einem Land" - das heißt, in ihren eigenen Ländern 
und abgegrenzt von allen anderen - ist, dass es Natio­
nalismus bedeutet. Und so sehr in der DDR die Bürokratie 
für Ehen und fürs Kinderkriegen Propaganda machte - dies 
galt im Allgemeinen nicht für Menschen aus anderen 
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Ländern, die in der DDR lebten, hauptsächlich nicht für 
Vertragsarbeiter z. B. aus Mozambique, aus Kuba, aus Viet­
nam, denn sie hatten keine Staatsbürgerrechte. Sie wurden 
oft getrennt in bestimmten Wohngebieten untergebracht. 
Wurde etwa eine vietnamesische Frau schwanger, musste sie 
im Allgemeinen entweder abtreiben oder sie musste zurück, 
das Land verlassen. Das war eine wirkliche, große, richtige 
Schweinerei der Bürokratie. Für uns Kommunisten ist 
selbstverständlich immer die zentrale Losung "Volle Staats-

war. In den Gebieten, die unter der Sowjetischen Militärad­
ministration standen, existierte die Fassung des Paragraf 218 
von 1926, in einzelnen Ländern gab es dann zum Teil noch 
Indikationen, teilweise Sozialindikation oder medizinische, 
bei Vergewaltigung usw. Es gab ein paar kleine unterschied­
liche Möglichkeiten, wie eine Frau vielleicht eine Abtrei­
bung bekommen konnte, aber im Wesentlichen galt die 
Strafbarkeit. 

In Westdeutschland gab es zu diesem Zeitpunkt zum Teil 
sogar strengere Strafen für Abtreibung. Aber vor dem 
Bau der Mauer im August 1961 gingen Frauen aus der 
DDR auch nach Westberlin zur Abtreibung! Denn der 
Senat, dort immer wieder in SPD-Händen, drückte ganz 
offensichtlich ein Auge zu in der Hoffnung, der DDR zu 
schaden. Das ist einfach ein so verdammendes Urteil 
gegen die Stalinisten, dass die Frauen in den Kapitalis­
mus rübergegangen sind, um eine Abtreibung zu be­
kommen! Und später dann gingen Frauen aus der DDR 
nach Polen und nach Ungarn zur Abtreibung: In Polen 
existierte bis 1993 eine Fristenregelung, und heute, nach 
der kapitalistischen Konterrevolution in diesem Land, 
hat es eins der restriktivsten Abtreibungsgesetze in ganz 
Europa und es gibt permanent Versuche, die Abtrei­
bung vollständig zu verbieten. Das ist ein Ergebnis der 
Konterrevolution. Aber bevor es 1972 die Fristenlösung 
in der DDR gab, gingen Frauen wirklich nach Polen und 
Ungarn, weil dort die Abtreibung einfacher zu erhalten 
und auch besser und sicherer war. 

Stern Die Frage der Pille ist auch wichtig und interessant. 
Schering brachte im Westen im Juni 1961 die Pille auf 
den deutschen Markt. In der DDR wurde schon lange 
geforscht, aber die Pille kam erst 1965 raus, wurde aber 

Mai 1990, Ostberliner Schuhfabrik VEB Goldpunkt: Frauen 
kämpfen gegen drohende Massenarbeitslosigkeit durch 
kapitalistischen Anschluss 

dann - was einen großen Unterschied macht - kostenlos 
verteilt. In der BRD denunzierten Ärzte noch 1965, als die 
Pille schon ein paar Jahre auf dem Markt war, die "staatlich 
geförderte Hemmungslosigkeit". In der DDR war Professor 
Mehlan einer der Pioniere für Empfängnisverhütung. Ihm 
stellte das westdeutsche Magazin Stern 1965 die hetzerische 
Frage: Jetzt sagen Sie mal ehrlich - ist Abtreibung bei Ihnen 
denn wirklich kein Mord? Das war der Stand in den 1960ern 
in Westdeutschland, und es ist beileibe heute keine unselige 
Vergangenheit. Die katholische Kirche und andere Eiferer 
bezeichnen Abtreibung immer noch als "Mord", in den 
USA wurden Ärzte ermordet, die Abtreibungen durchführ­
ten. Das basiert auf der von allen Kirchen getragenen Vor­
stellung, schon das befruchtete Ei sei nach Gottes Willen 
mit der "Seele" des zukünftigen Menschen ausgestattet. 

bürgerrechte für alle Immigranten", wie das auch in der 
jungen Sowjetunion galt: Wer dort lebte und arbeitete, hatte 
Staatsbürgerrechte. 

Weg mit dem Paragraf 218! 
Der berüchtigte Paragraf 218 macht einen ganz wichtigen 

Aspekt der Frauen- und Familienfrage aus. Der Paragraf 
existierte seit Bismarcks Zeiten, seit 1871. In der Weimarer 
Republik wurde die KPD sehr bekannt für ihren Kampf ge­
gen den Abtreibungsparagrafen. Es gibt einige ausdrucks­
volle Plakate, z. B. von Käthe Kollwitz, die ein paar Jahre 
lang Mitglied in der Internationalen Arbeiterhilfe war, der 
Verteidigungsorganisation, die mit der KPD zusammenhing. 
Die KPD stellte in der Weimarer Republik mehrere Anträ­
ge im Reichstag, die forderten: Weg mit diesem Paragrafen. 
Alle wurden abgeschmettert. 1926 gab es dann die erste Än­
derung seit 1871 durch einen Antrag der SPD, der durch­
kam. Abtreibung war immer noch strafbar, sowohl für die 
Frau als auch für denjenigen, der sie durchführte - aber es 
wurde "nur noch" mit Gefängnis und nicht mehr mit Zucht­
haus bestraft. Das war bis dahin die einzige Änderung seit 
1871. Welche Macht die Bourgeoisie mit diesem Paragrafen 
218 ausübt und wie tief das ins Leben von allen Beteiligten 
eingriff, macht noch mal klar: Unter den Nazis stand auf 
Abbruch die Todesstrafe - es sei denn, die "Fortpflanzung 
minderwertiger Volksgruppen" wurde verhindert. 

1945 wurde das Naziregime durch die Rote Armee zer­
schlagen, nach gewaltigen Opfern unter den Soldaten und 
unter der sowjetischen Bevölkerung. Nach 1945 wurde so­
wohl im Osten als auch im Westen das Nazi-Gesetz, d. h. die 
Todesstrafe, rückgängig gemacht, aber ansonsten blieb der 
alte Strafrechtsparagraf bestehen. Im Osten, also in der spä­
teren DDR, geschah dies mit dem direkten Hinweis auf die 
Gesetzgebung in der Sowjetunion, wo ja durch die sowjeti­
sche Verfassung von 1936 die Abtreibung verboten worden 

Generell eierte die stalinistische Führung in der DDR in 
der Frage der Abtreibung und der Pille rum. Einerseits be­
rief sie sich ja auch auf die KPD in der Weimarer Republik, 
die gegen den Paragrafen 218 gekämpft hat, andererseits 
pushte sie die Institution der Familie, brauchte Bevölke­
rungswachstum und Arbeitskräfte und sie musste Frauen in 
die Produktion ziehen und das wiederum ergab Probleme, 
wenn die Frauen keinen Zugang zu rationaler Familien­
planung hatten. Die Stalinisten reagierten mit ihrem konser­
vativen Programm einerseits auf den Druck des Proletariats 
und dabei auch der proletarischen Frauen, andererseits auf 
den des Imperialismus und versuchten sozusagen auf der 
Mauer zu balancieren, sogar noch bevor die überhaupt exis­
tierte. In diesem Zusammenhang ist nochmal wichtig zu sa­
gen, dass wir Trotzkisten die Mauer verteidigt haben, eine 
bürokratische Maßnahme - die Bürokratie bringt halt nun 
mal bürokratische Maßnahmen hervor -, aber es war eine 
Verteidigungsmaßname, um das Ausbluten der DDR an 
dringend benötigten Facharbeitern zu stoppen. Wir haben 
die Mauer gegen den Imperialismus verteidigt. 

Das Programm der DDR-Bürokratie der "friedlichen 
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Koexistenz" beinhaltete den Verzicht auf Arbeiterrevolu­
tion und die illusionäre Suche nach "progressiven" bürger­
lichen Kräften in den imperialistischen Ländern. Und die 
Stalinisten dachten schon immer und hofften, dass die SPD, 
ausgerechnet die SPD im Westen, vielleicht ein Ausdruck 
solch "progressiver Kräfte" sei. In gewisser Weise schauten 
die Stalinisten auf die SPD im Westen wie das Kaninchen 
auf die Schlange. Als endlich 1972 die Fristenregelung in der 
DDR eingeführt wurde, war das auch ein Versuch, den im­

medizinische Versorgung zu bekommen, als es eine Hebam­
me zu Hause machen kann, und die Hebammen wurden 
nach und nach ins Gesundheitssystem integriert. Zwischen 
1952 und 1959 stieg der Prozentsatz der Klinikgeburten von 
unter 50 auf 86 Prozent. Diesen Vorstoß haben die Kirchen 
schon mal verloren. Und dann haben die Kirchen wieder 
massiv interveniert, als es um die Familiengesetzgebung in 
der DDR ging, nämlich gegen Frauen in der Produktion -
die Frau müsse in der Familie bleiben. Das hat natürlich ihre 

Spartakist 

perialistischen Westen und die SPD im Be­
wusstsein der Frauen zu übertrumpfen. Denn 
im Westen hatte gerade im Sommer 1971 die­
se bekannte Kampagne stattgefunden, an der 
sich auch zentral SPD-Unterstützer beteilig­
ten: "Wir haben abgetrieben." Frauen be­
zichtigten sich selbst dieser "Straftat". 
Höchstwahrscheinlich auch dadurch be­
schleunigt gab es dann schließlich 1972 die 
Fristenregelung in der DDR. In der BRD 
wurde übrigens im Juni 1974 eine Fristenlö­
sung eingeführt, die noch im gleichen Monat 
durch das Bundesverfassungsgericht mit der 
Begründung einkassiert wurde, Abtreibung 
widerspräche generell der Verfassung. Seit 
Mai 1976 existierte dann in der BRD diese 
Indikationslösung mit dem ganzen men­
schenverachtenden Beratungszwang, oft 
durchgeführt von kirchlichen Stellen. Wir 
Kommunisten kämpfen für das uneinge­
schränkte Recht der Frau auf kostenlose Ab­
treibung auf Wunsch, bei bestmöglicher medizi­
nischer Versorgung! 

Berlin, 20. Juni 1992: Spartakisten auf Demo gegen Ausweitung des 
westdeutschen Abtreibungsgesetzes, bittere Frucht der kapitalisti­
schen Wiedervereinigung 

Noch 1988/89 gab es im Westen einen He­
xenjagdprozess gegen Doktor Theissen in Memmingen, der 
vor Gericht gezerrt wurde, weil er Abtreibungen vorgenom­
men hatte; sichere Abtreibungen, gute medizinische Arbeit. 
Er dachte, dass Frauen ein Recht haben, es selbst zu entschei­
den. Und er wurde vor Gericht gezerrt und ins Gefängnis 
gesteckt und wir haben zu seiner Verteidigung interveniert. 

Für unsere Position, für das bedingungslose Recht auf 
Abtreibung, haben wir auch bei den großen Demonstrati­
onen interveniert, die nach der Konterrevolution in der Ex­
DDR stattfanden. Die richteten sich dagegen, dass dieses 
"Indikationsmodell" der BRD eingeführt werden sollte, wo 
irgendein Typ dir menschenunwürdige Fragen stellen und 
dich beurteilen darf. Die Demonstrationen waren für die 
Aufrechterhaltung der DDR-Fristenregelung. Und diese 
Proteste waren so stark, dass noch zwei Jahre lang nach der 
Konterrevolution diese unterschiedlichen Gesetze in Ost 
und West weiterexistierten, weil die Bourgeoisie fürchtete, 
dass diese Frage ein Zündfunke für weitergehende Proteste 
gegen den Anschluss der DDR sein könnte. Zwei ganze Jah­
re lang, und dann wurde auch in der Ex-DDR die Indikati­
onslösung durchgesetzt. 

DDR-Bürokratie kapituliert vor SPD und Kirche 
20 Jahre nach der Konterrevolution in der DDR weh­

klagten beide Staatskirchen, deren Kirchensteuer automa­
tisch vom bürgerlichen Staat eingezogen wird, dass in der 
Ex-DDR immer noch zu wenig Leute in der Kirche seien. 

In den ersten Jahren der DDR gab es vor allem unter 
Frauen auf dem Land noch eine ganze Menge Unterstüt­
zung für die Kirche. Eine der ersten Kampagnen der Kirche 
war für die Beibehaltung des alten Systems der Hebammen, 
die zu den Familien nach Hause gegangen sind, und gegen 
die neuen staatlichen Gesundheitszentren. Frauen haben 
aber natürlich gemerkt, dass es Vorteile hat, in so einem 
Gesundheitszentrum eine ganz gute und weit umfassendere 

Beliebtheit nicht besonders gesteigert, weil die Frauen zu­
nehmend gesehen haben, welche Unabhängigkeit ihnen die 
Teilnahme am Produktionsprozess brachte. 

Es ist wirklich ein Fall von "Das Sein bestimmt das Be­
wusstsein". Irgendeine Notwendigkeit für die Kirche kam 
den Frauen in der DDR einfach mit der Zeit abhanden. 
Und dann hat die Kirche in der DDR mit einer Kampagne 
gegen die Fristenlösung, die 1971 beschlossen wurde, ver­
sucht sich aufzubäumen. Damals gab es in der Volkskammer 
zum ersten Mal eine erkleckliche Zahl von Nein-Stimmen 
und Enthaltungen, seitens der CDU, die darin als Mitglied 
der Nationalen Front saß. Doch damit konnten die kirch­
lichen Kräfte überhaupt keinen Blumentopf mehr gewin­
nen. Im Kapitalismus braucht das Privateigentum an Pro­
duktionsmitteln, das wie gesagt an Erbrecht und die 
bürgerliche Familie gebunden ist, die ideologische Weihe 
durch die Kirche. Der Kapitalismus braucht die Kirche. 

Und direkt damit einher geht in allen Klassengesell­
schaften eine mehr oder weniger starke Verfolgung von 
Homosexualität. Existiert kein Privateigentum an Produk­
tionsmitteln mehr, dann geht der Kirche allmählich ihre 
Basis verloren, keiner hat mehr eine Verwendung dafür, 
wenn es auch Jahre dauert, bis der Einfluss abnimmt. Und in 
der DDR zog sich das so lange hin, weil die Bürokraten die 
Familie hochjubelten und damit der Kirche implizit Muni­
tion gaben! Diese Hochjubelung der Familie in der DDR 
bedeutete auch nach wie vor kleinere und größere Schika­
nen gegen Homosexuelle, aber es gab einen deutlichen Un­
terschied gegenüber dem Westen und auch zur Situation 
nach der Konterrevolution in den osteuropäischen Staaten: 
In der DDR existierten keine rechten und Nazibanden auf 
den Straßen, die z. B. Schwulentreffs terrorisierten. Schika­
nen gab es weiterhin, aber es war ein wirklicher Unterschied 
zum Kapitalismus. 

Und darin gab die DDR-Bürokratie in ganz grotesker 



..:...16=-------------i[1 i Rh itO i , i ii t,' '14in ii " tn iI~-----~S~P!::!'A~R~T'A::::..:..!K~IS:<....!..T 
Weise ab MitteIEnde der 80er-Jahre der Kirche, die eigent­
lich schon in den letzten Zügen lag und ganz wenig Stütz­
punkte hatte - 64 Prozent der Bevölkerung waren konfessi­
onslos -, erneut Munition durch eine dumpfe bürokratische 
Unterdrückung der ganzen aufkommenden Unzufriedenheit 
in der Gesellschaft. Besonders die evangelische Kirche, die 
von der SPD aus dem Westen bis zum letzten Kirchengesang­
buch ausgehalten worden ist, die hat dann ihre "Freiräume" 
für Diskussionen zur Verfügung gestellt und konnte damit 
Boden gewinnen. Und während die stalinistischen Büro­
kraten bei politischen Gegnern von links eher unnachgiebig 
waren, waren sie sehr nachgiebig, wo es um die Rechte und 
"Freiräume" der Kirche ging. Das ist ganz grotesk, sie haben 
wieder geholfen, dass die Kirche im Bewusstsein aufstieg. 

Lehren ziehen - wir Kommunisten 
sind das Gedächtnis der Arbeiterklasse 

Immer seit den Anfängen der DDR gab es unzählige 
Männer und Frauen jeden Alters, die ganz bewusst ihre 
Kraft eingesetzt haben, um "den Sozialismus aufzubauen", 
so wie sie es halt verstanden haben! Auch wenn ihr Bewusst­
sein oft verzerrt war. Literatur besonders aus den Anfängen 
der DDR zeigt Menschen, die über die realen Möglich­
keiten für Frauen und Männer euphorisch waren, die ihnen 
plötzlich zur Verfügung standen, die ihre Eltern, besonders' 
ihre Mütter, nie gehabt hatten! In den 1960ern zum Beispiel 
versuchten viele Künstler und Schriftsteller, "Kunst in die 
Arbeiterklasse" und die Arbeiterklasse zur Kunst zu brin­
gen, der "I,3itterfelder Weg" mit Losungen wie "Greif zur 
Feder, Kumpel" oder andersrum: "Dichter in die Produk­
tion". Auch wenn dies teilweise offizielle Losungen der 
DDR-Bürokratie waren, sie wurden oft enthusiastisch auf­
gegriffen. Und es gab gerade sehr viele Frauen, Brigitte 
Reimann, Christa Wolf, Maxi Wander, viele andere, die sehr 
interessante Sachen geschrieben haben über die Situation 
der Frauen sowohl inmitten dieser Aufbruchstimmung in 
den frühen Jahren als auch danach. Es ist ganz faszinierend, 
darüber zu lesen. 

Auf der unteren und mittleren Funktionärsebene in SED 
und Staat war der Frauenanteil sehr hoch, unter den Leuten, 
die Sachen am Laufen gehalten und organisiert haben; aber 
je höher man in der DDR-Hierarchie stieg, ins ZK oder so, 
um so weniger wurden es. Und der wesentliche Grund war, 
dass die allermeisten Frauen in der DDR Familie und Kinder 
hatten und daher die "zweite Schicht"; die lag wie ein 
schweres Joch auf ihnen und sie schafften es oft einfach nicht, 
sich hinaufzukämpfen. Die verknöcherten DDR-Bürokraten 
an der Spitze betonten auch bewusst die wichtige Rolle der 
"Mutti". Im Programm der Stalinisten existierte keine beson­
dere Unterdrückung der Frau, die durch die Vergesellschaf­
tung der Hausarbeit hätte bekämpft werden müssen. 

Aber die Antwort lag nicht darin, der DDR-Bürokratie 
Feminismus näherzubringen, wie das west-und auch ostdeut­
sche Feministinnen vorschlugen. Die Antwort lag darin, dem 
politisch reaktionären Programm des "Sozialismus in einem 
Land" ein revolutionäres trotzkistisches Programm entge­
genzusetzen. Das hat Trotzki getan und das haben wir 1989/90 
getan. Im Januar 1990 gab es in Berlin eine große prosozialis­
tische, prosowjetische Demonstration gegen die Nazi-Schän­
dung des Treptower Ehrenmals für die Rote Armee. Und bei 
dieser großen Demonstration von 250000, die wir initiiert 
hatten, da standen unsere Genossen auf dem Rednerpodium, 
und das erste Mal nach all den Jahrzehnten war es möglich, 
dass Trotzkisten eine Rede hielten vor einem Massenpubli­
kum in einem deformierten Arbeiterstaat. Wir riefen zur 
Verteidigung von DDR und Sowjetunion auf, für eine neue, 
revolutionäre Partei, für politische Revolution und für die 
Ausweitung der Revolution auf den Westen. 

Wenn man sich auf der anderen Seite anguckt, welch 
programmatischer Geist die stalinistische Bürokratie durch­
dringt - das zeigte sich nicht erst während der Konterrevo­
lution in der DDR, sondern zu dem Zeitpunkt wurde es nur 
ganz sonnenklar. Die SED nannte sich SED-PDS - später 
PDS -, und nachdem Gorbatschow im Namen der sowjeti­
schen Bürokratie grünes Licht für die kapitalistische Wie­
dervereinigung gegeben hatte, gab Modrow von der SED­
PDS die Losung "Deutschland, einig Vaterland" aus. Und 
diese stalinistischen Bürokraten, die sich als Führung der 
Arbeiterklasse bezeichneten und die von Arbeitern in der 
DDR auch größtenteils so angesehen wurden, erzählten 
plötzlich der Arbeiterklasse, dass es keine andere Möglich­
keit gäbe außer dem kapitalistischen Anschluss an die 
BRD. Aber das war keine plötzliche Wandlung in Panik, da 
gab's eine ganze Geschichte. Zum Beispiel wurde schon 
1987 eine gemeinsame Erklärung von SPD und SED veröf­
fentlicht mit dem schönen Titel "Der Streit der Ideologien 
und die gemeinsame Sicherheit", wo die Stalinisten einfach 
vor der SPD auf dem Bauch lagen und sich verpflichteten, 
den Friedenswillen des Imperialismus nicht anzuzweifeln 
und dem "weltrevolutionären Prozess" abzuschwören. Das 
hatten sie natürlich schon Jahrzehnte vorher getan, aber 
nun schrieben sie es noch mal auf, nachdrücklich. Das Gan­
ze war auch ein Vorspiel davon, dass Gorbatschow im Früh­
jahr 1989 die Sowjetunion aus Afghanistan abzog und be­
sonders die Frauen dort schutzlos den Mudschaheddin 
überließ, die vom CIA und vom Imperialismus finanziert 
worden waren. Wir hatten gesagt: "Hoch die Rote Armee 
in Afghanistan - Ausweitung der Oktobererrungenschaften 
auf die afghanischen Völker!", als die Sowjetarmee dort 
einzog, und gerade die Frauenfrage war ein wichtiger Punkt 
bei unserer Position. Gorbatschows Abzug war ein ganz 
krimineller Verrat. 

Und heute sind die Überreste der PDS in der Linkspartei 
und sie sind einfach die zweite reformistische Massenpartei 
in diesem Land, in Lenins Worten eine bürgerliche Arbei­
terpartei. Sie arbeiten neben der SPD daran, die Arbeiter­
klasse hier an ihre imperialistischen Ausbeuter zu ketten, 
indem sie ihnen erzählen, es gäbe keine Alternative zum 
Kapitalismus. 

Die Konterrevolution in der DDR, in der Sowjetunion, in 
den osteuropäischen deformierten Arbeiterstaaten traf be­
sonders die Frauen, das haben wir immer hervorgehoben. In 
der DDR traf es besonders die Frauen, die in der Industrie 
gearbeitet hatten, die der Imperialismus in seinem Ra­
chefeldzug weitgehend zerstört hat. Die Zahl der Menschen, 
die keine Arbeit bekommen und heute von den menschen­
verachtend niedrigen Hartz-IV-Zahlungen leben müssen, ist 
besonders in der ehemaligen DDR hoch und trifft beson­
ders alleinerziehende Frauen. (Siehe den Titelseitenartikel 
in dieser Ausgabe.) 

Wir Trotzkisten treten nach wie vor für die bedingungs­
lose militärische Verteidigung der Staaten ein, in denen der 
Kapitalismus nicht mehr existiert, das sind heute noch Chi­
na, Vietnam, Nordkorea und Kuba. Diese deformierten Ar­
beiterstaaten sind eine Errungenschaft der gesamten Arbei­
terklasse in der Welt. Unser Programm ist, durch eine 
politische Revolution der Arbeiterklasse - Männer und 
Frauen - die Bürokratien dort wegzufegen und zum Weg 
und Programm der Oktoberrevolution zurückzukehren. 
Und in den kapitalistischen Ländern muss die Bourgeoisie 
durch sozialistische Revolution enteignet werden. Dafür 
bauen wir unsere internationale Partei auf. Wir sind das Ge­
dächtnis der Arbeiterklasse, wir müssen die Sachen weiter­
tragen, wir wollen die Lehren ziehen und daraus lernen, 
wollen uns vorbereiten auf Siege. Frauenbejreiung durch 
sozialistische Revolution!. 
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Nieder mit "Sparpaket" ... 
Fortsetzung von Seite 1 

Demagogische Hetze ist für Sarrazin, der seit 1973 SPD­
Mitglied ist, weder neu noch überraschend. Letztes Jahr wet­
terte er gegen muslimische Einwanderer in Berlin, die "stän­
dig neue, kleine Kopftuchmädchen produzier[ en]" (Leure 
International, September 2009). Als Anfang diesen Jahres 
Forderungen nach Erhöhung von Hartz-IV-Bezügen für Kin­
der erhoben wurden, nachdem das Bundesverfassungsgericht 
die Regelsätze für verfassungswidrig erklärt hatte (natürlich 
nicht etwa, weil sie viel zu niedrig, sondern lediglich, weil sie 
nicht "transparent" genug sind), wurde dies von Außenminis­
ter Guido Westerwelle (FDP) als "spätrömische Dekadenz" 
abgelehnt, der auch prompt "sozialistische Züge" in der Dis­
kussion ausmachte. Sarrazin kritisierte Westerwelle ... und 
setzte noch einen drauf. Beim Wasser könnten Hartz-IV­
Empfänger doch sparen, meinte er: "Kalt duschen ist doch eh 
viel gesünder. Ein Warmduscher ist noch nie weit gekommen 
im Leben" (Süddeutsche Zeitung, 1. März). 

Sarrazins übles Machwerk vertritt offen klassische 
Rassen"theorien", wonach Intelligenz vererbbar sei und ge­
netische Unterschiede zwischen den Ethnien bestünden. 
Die Gene sind angeblich daran schuld, dass Immigranten 
eine schlechtere Bildung haben. Damit wird von den so­
zialen Ursachen der Bildungsmisere abgelenkt. Die PISA­
Studie 2003 bestätigte erneut, "dass in kaum einem anderen 
vergleichbaren Industrieland der Bildungserfolg so eng mit 
der sozialen Herkunft verknüpft ist wie in Deutschland". 
Diese soziale Diskriminierung hat durch die Kürzungen seit 
der kapitalistischen Wiedervereinigung zugenommen: "Nur 
sechs von 100 Arbeiterkindern beginnen ein Hochschulstu­
dium, während 49 von 100 Gymnasiasten aus einkommens­
starken Familien eine Universität besuchen... Zwischen 
1982 und 2003 ist der Anteil der Studierenden aus der 
höchsten Sozialschicht von 17 auf 37 Prozent kontinuierlich 
angestiegen, während sich der Anteil der Studierenden aus 
der untersten Herkunftsgruppe von 23 auf 12 Prozent ver­
ringert hat" (Aus Politik und Zeitgeschichte, 44-45/2006). 

Nun gehören Immigranten, die in den 1960er-Jahren als 
"Gastarbeiter" für die miesesten Jobs hergeholt wurden, und 
ihre hier geborenen Nachkommen nach wie vor überwiegend 
den untersten sozialen Schichten dieser rassistischen kapita­
listischen Gesellschaft an. Sie sind vor allem in der Arbeiter­
klasse vertreten und überproportional von Hartz IV betrof­
fen. Letzteres gilt auch für Ostdeutsche, die mit einer Quote 
von über 17 Prozent doppelt so oft Hartz-IV-Empfänger sind 
wie der Bundesdurchschnitt, und es gilt für Alleinerziehende, 
d. h. überwiegend Frauen. Bei Immigranten kommt zur Ar­
mut noch die Sprachbarriere hinzu, die sie nicht nur bei Be­
hörden, Ärzten usw. in Schwierigkeiten bringt, sondern auch 
die Kinder in der Schule scheitern lässt. Da es gerade im Wes­
ten viel zu wenig Kitaplätze gibt, die obendrein Geld kosten, 
haben sie die Sprache nicht als Kleinkinder gelernt und kön­
nen nach der Einschulung dem auf Deutsch geführten Unter­
richt nicht folgen. Bis sie die Sprache halbwegs gelernt haben, 
sind sie rettungslos im Stoff abgehängt worden und viele 
schaffen nicht einmal den Haupt- oder Realschulabschluss. 
Ohne Schulabschluss sind diese Jugendlichen daher zu 
schlecht bezahlten, unsicheren Jobs verdammt und viel häu­
figer Hartz IV ausgesetzt. Dies und nicht irgendwelcher ras­
sistischer Müll über Gene erklärt die Ursache der schlech­
teren Bildung von Immigranten. 

Zwar werden bestimmte, besonders außenpolitisch schäd­
liche Aspekte von Sarrazins Hetze von der CDU/FDP-Regie­
rung und dem SPD-Bundesvorstand verurteilt - z. B. sein 
Gerede von einem "bestimmten Gen", das "alle Juden tei­
len" -, aber Sarrazins Stoßrichtung, in klassischer "Teile-und­
Herrsche"-Manier Muslime zu Sündenböcken abzustem-
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Potsdam, 9. September: Bullen beschützen Sarrazins 
"Lesung" gegen anti rassistische Demonstranten 

pein, wird unterstützt. Denn so kann man die Wut über sozi­
ale Ungerechtigkeit und Elend von der Bourgeoisie und ih­
rem Staat weg kanalisieren. Nach Sarrazins übler sozialdar­
winistischer Logik ist natürlich jede Bemühung, die desolate 
soziale Lage, in der sich ein Teil der Muslime in Deutschland 
befindet, zu verbessern, von vorneherein zum Scheitern ver­
urteilt. Und während er über den" Untergang Deutschlands" 
wegen angeblich zu vieler muslimischer Kinder geifert, 
streicht die Regierung mit dem "Sparpaket" das Elterngeld 
für Hartz-IV-Empfänger und trifft damit neben alleinstehen­
den Müttern ganz zentral arme muslimische Familien. 

Weit davon entfernt, sich damit gesellschaftlich isoliert 
zu haben, wird über Sarrazins Müll fleißig diskutiert, als ob 
diese Rassen"theorie" etwas völlig Harmloses sei. In einem 
Kommentar nimmt die Frankfurter Allgemeine Zeitung 
( 4. September) Sarrazin sogar in Schutz: "Die in einem In­
terview gefallene Äußerung von einem ,jüdischen Gen', die 
reflexartig skandalisiert wurde (in Wahrheit geht es um die 
Behauptung, dass ,Juden mehr genetisches Material mitein­
ander, als mit ihrer nicht jüdischen Umgebung' [gemeinsam 
haben], wie der Forscher Gil Atzmon sagt), ist in der Tat ein 
Politikum - aber nicht in Deutschland, sondern im Nahen 
Osten. Die Zustimmung, die Sarrazin aus dem Publikum 
entgegenschlägt, ... gilt nicht seinen schrägen oder falschen 
Thesen. Sie gilt einer Zustandsbeschreibung von Sozial­
staatsmissbrauch und Integrationsverweigerung, für die fast 
Jeder Beispiele kennt." Die deutsche Bourgeoisie, die Hitler 
an die Macht brachte und die Verantwortung für den Ras­
senwahn der Nazis trägt, der zur industriellen Ermordung 
von 6 Millionen Juden führte, diskutiert wieder offen wohl­
wollend in ihrem Frankfurter Hausorgan Rassen"theorien". 
Rassismus und Antisemitismus sind untrennbar mit der 
herrschenden Kapitalistenklasse verbunden. 

Die Resonanz auf Sarrazins Dreck ist die bittere Frucht 
des rassistischen "Krieg gegen den Terror", den die SPDI 
Grünen-Regierung nach dem 11. September 2001 in Anleh­
nung an den US-Präsidenten George Bush verkündete. Nach 
außen nutzt man das politische Konstrukt vom "Krieg gegen 
den Terror", um die Bundeswehr im Kolonialkrieg in Afgha­
nistan einzusetzen. Nach innen wurde die Bevölkerung mit 
muslimisehern Hintergrund vom Staat ins Visier genommen: 
Der rassistischen Rasterfahndung folgten Razzien in Mo­
scheen, Abertausende Immigranten wurden von der Polizei 
"verdachtsunabhängigen Kontrollen" unterzogen. DeutSche 
Muslime wurden zu Freiwild erklärt, die von der CIA ent­
führt, gefoltert und mit Billigung und Unterstützung durch 
die deutsche Regierung in Gefängnishöllen wie Guantana­
mo eingekerkert werden konnten, wie die Fälle von Murat 
Kurnaz und Khaled EI-Masri zeigen. Damit hatte die 
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bürgerliche Reaktion auch wieder einen Feind im Inneren 
und Äußeren geschaffen, um den Abbau demokratischer 
Rechte zu legitimieren - den Kommunismus haben sie ja, 
wenn auch völlig zu Unrecht, mit der kapitalistischen Kon­
terrevolution in DDR und Sowjetunion für tot erklärt. Die 
Ermordung der jungen Ägypterin Marwa EI Sherbini in 
einem deutschen Gerichtssaal vor den Augen ihres dreijäh­
rigen Sohnes durch einen aufgehetzten antimuslimischen 
Rassisten im Sommer letzten Jahres war direktes Ergebnis 
vom staatlichen "Krieg gegen Terror". Sarrazins Hetze schürt 
eine Pogromstimmung gegen die muslimische Minderheit 
und stachelt mörderischen Rassismus an. Vor wenigen Tagen 
beschlagnahmte die Polizei Plakate der NPD, die verkünde­
te: "Sarrazin hat Recht!" Sarrazin zeigte die Faschisten an, 
aber es sind genau die Geister, die er selber rief. 

Reformismus schürt Nationalismus, Rassismus 
Vor einigen Jahren war solcher Dreck wie jetzt von Sarra­

zin nur von Naziideologen zu hören und der SPD-Vorstand 
leitete am 30. August ein Ausschlussverfahren gegen Sarra­
zin ein, weil er "mit seinen Äußerungen zu genetischen Iden­
titäten von Völkern, Ethnien oder Religionsgemeinschaften 
eine Grenze überschritten" hat. Die Sozialdemokratie ist 
darüber polarisiert. Zwei Ausschlussanträge der Berliner 
SPD wegen Sarrazins rassistischem Interview in Lettre Inter­
national wurden letztes Jahr abgewiesen, weil darin von der 
Schiedskommission "weder ein parteischädigendes noch ein 
ehrloses Handeln" gesehen wurde! Nun prasselten hunderte 
Mails, Briefe und Anrufe auf den SPD-Vorstand ein. Der 
Großteil stammte von Nichtmitgliedern zur Verteidigung 
von Sarraiin, die Briefe von SPD-Mitgliedern waren halb 
und halb gespalten. Laut einer Umfrage des Berliner info­
Instituts unter 1024 Wahlberechtigten Anfang September 
gaben 36 Prozent der befragten SPD- und 43 Prozent der 
befragten Linksparteiwähler Sarrazin mehr oder weniger 
recht (47 Prozent der SPD- und 34 Prozent der Linkspartei­
wähler lehnten ihn ab). Diese Unterstützung entspringt der 
Logik des sozialdemokratischen Reformismus, der den Arzt 
am Krankenbett des Kapitalismus spielt. Das bedeutet, 
Schiedsrichter im Kampf der verschiedenen Gruppen von 
Bedürftigen um die immer armseliger werdenden Krumen 
vom Tisch der kapitalistischen Herrscher zu sein, bei dem 
einer gegen den anderen ausgespielt wird: "Ossis" gegen 
"Wessis", türkische Einwanderer gegen Ostdeutsche und 
gegen Aussiedler aus der Ex-Sowjetunion, Männer gegen 
Frauen usw. Damit werden zwangsläufig Nationalismus und 
Rassismus geschürt. 

Sarrazin ist ein Paradebeispiel dafür: Im Finanzministeri­
um entwickelte er Ende Januar 1990 für den CDU-Kanzler 
Helmut Kohl den Plan für die Währungsunion, ein wichtiger 
Beitrag, um die kapitalistische Konterrevolution voranzu­
treiben. Für seine "Verdienste" wurde er Leiter der Fachauf­
sicht des Finanzministeriums über die Treuhand. Fast 7000 
Staatsbetriebe wurden von der Treuhand an private Investo­
ren verschleudert, 3700 Firmen "abgewickelt", 2,5 Millionen 
DDR-Bürger auf die Straße geworfen und ein geschätztes 
Industriekapital von 600 Milliarden Euro in einen Schulden­
berg von über 200 Milliarden Euro verwandelt. Begleitet 
wurde das durch die rassistische Kampagne gegen Asy lbewer­
ber, was zum staatlich organisierten Pogrom in Rostock­
Lichtenhagen im August 1992 führte, während die SPD mit 
den berüchtigten Petersberger Beschlüssen zeitgleich der 
faktischen Abschaffung des Asylrechts zustimmte. Es folgten 
die Brandanschläge von Mölln und Solingen, wo türkische 
Frauen und Mädchen verbrannten. Nach der Wiederver­
einigung sah die Bourgeoisie auch keine Notwendigkeit 
mehr dafür, Westberlin als Schaufenster gegen die DDR 
aufzuputzen und so hat Sarrazin sich 1991 dafür eingesetzt, 
die bisherigen Bundeszuschüsse für Westberlin abzubauen. 

SPARTAKIST 

Zehn Jahrc später war Berlin bankrott und mit 18,4 Prozent 
ist dort heute der Anteil der Hartz-IV-Empfänger höher als 
in jedem anderen Bundesland. Dazu kam der Ruin der Ber­
liner Bankgesellschaft aufgrund der korrupten Vetternwirt­
schaft des SPD/CDU-Senats. Sarrazin wurde nun als Fi­
nanzsenator Einpeitscher des SPD/Linkspartei-Senats, der 
2002 angetreten war, die Stadt und ihre Bank auf Kosten der 
Arbeiter und Armen zu "sanieren". Dabei tat er sich auch 
darin hervor, gegen die muslim ische türkischstämmige Ber­
liner Bevölkerung zu hetzen, die durch die Abwanderung 
der Westberliner Industrie massiv arbeitslos wurde. Sarrazin 
selber hat gut ausgesorgt. Nach seinem "freiwilligen" Ab­
gang aus dem Bundesbankvorstand hat er nun Anspruch auf 
eine Rente von 10000 Euro pro Monat. 

Die Zustimmung für Sarrazin unter Linksparteiwählern 
ist scheußlich, aber leider nicht überraschend. Das keynesia­
nische Programm der Linkspartei, wonach das deutsche 
Kapital mehr Jobs in Deutschland schaffen solle, ist grund­
sätzlich nationalistisch. Das Gleiche gilt für den von ihr ho­
fierten "Ossi"-Nationalismus. Und erinnern wir uns an La­
fontaines berüchtigte Chemnitz-Rede im Sommer 2005, wo 
er chauvinistisch über Arbeiter aus Polen und anderen ost­
europäischen Ländern herzog, dass "Familienväter und 
Frauen arbeitslos werden, weil Fremdarbeiter ihnen zu Bil­
liglöhnen die Arbeitsplätze wegnehmen". Wenn man es ak­
zeptiert und anstrebt, Verantwortung für das Verwalten des 
Kapitalismus auf nationaler Grundlage zu übernehmen, was 
für eine Lösung hat man dann gegen Arbeitslosigkeit, außer 
dass man versucht, in Konkurrenz zu den Arbeitern anderer 
Länder "deutsche Jobs" zu verteidigen? 

Marx21 und die antimuslimische Hexenjagd 
Die Tony-Cliff-Anhänger von Marx21 beteiligten sich an 

verschiedenen Protesten gegen antimuslimischen Rassismus 
und stellten sich gegen das Kopftuchverbot im öffentlichen 
Dienst in Deutschland oder gegen das Verbot des Tragens 
der Burka in Frankreich, was sie zu Recht als rassistisch 
brandmarken. Aber dabei lassen sie die Opposition gegen 
das Kopf tuch bzw. den Schleier als Instrument zur Unter­
drückung der Frau fallen. Unsere Opposition ist dagegen 
Teil unseres kompromisslosen Kampfes für Frauenbefrei­
ung. Wir verstehen, dass staatliche Verbote Rassismus schü­
ren, die gesellschaftliche Isolation der Frauen vertiefen und 
es ihnen noch schwieriger machen, einen Job zu finden. Da­
mit wird ihre Abhängigkeit vom Mann und der Familie ver­
stärkt, was ihre Unterdrückung nur weiter befestigt. Wir 
sind für die Trennung von Kirche, Moschee und Synagoge 
vom Staat. Religion ist Privatsache und es ist nicht Sache des 
Staates, zu entscheiden, wer was trägt. Gleichzeitig kämpfen 
wir als atheistische Materialisten gegen jegliche religiöse, 
nationalistische und chauvinistische Vorurteile, die immer 
wieder zu Blutvergießen und Leid führen. Es bedarf einer 
sozialistischen Revolution, um den Kapitalismus als materi­
elle Ursache für Elend, Kriege und Religion zu beseitigen. 

Noch offener kapitulierte die SWp, britische Schwester­
organisation von Marx21, vor dem Islam. 2003 prahlte die 
SWP damit, ein Antikriegstreffen in Birmingham organisiert 
zu haben, wo es einen abgetrennten Sitzbereich für Frauen 
gab! Sie wollten aus den riesigen von muslimischen Organi­
sationen unterstützten Antikriegsprotesten gewinnen, die 
geführt worden waren von der "Stop the War Coalition" (die 
die SWP zustande gebracht hatte). Mit ihrer "Respect"-Ko­
alition, die sie gemeinsam mit dem Labour-Abgeordneten 
James Galloway 2004 gegründet hatte, wollte sie vom Hass 
auf Tony Blairs Labour-Regierung profitieren, der unter der 
vom "Krieg gegen Terror" besonders betroffenen musli­
mischen Bevölkerung weitverbreitet war. Die SWP-Führer 
sorgten dafür, dass das Gründungsprogramm von "Respect" 
nicht einmal formal für "Sozialismus" eintrat, und stimmten 
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einen Antrag für die Abschaffung der Monarchie nieder. 
Innerhalb von "Respect" schnitt die SWP ihre Forderungen 
auf die Moscheen zu, und begrub praktisch den Kampf für 
Frauenbefreiung und Homosexuellenrechte und sie wider­
sprach dem erklärten Abtreibungsgegner Galloway nicht 
öffentlich in dieser Frage (siehe Workers Hammer Nr. 194, 
Frühjahr 2006). 

Diese Kapitulation hat eine Vorgeschichte. So jubelte die 
Cliff-Tendenz die islamisch fundamentalistischen Mudscha­
heddin in Afghanistan hoch, die von der CIA bis an die 
Zähne bewaffnet wurden und gegen die sowjetische Rote 
Armee kämpften, die im Dezember 1979 dem säkularen 
modernisierenden linksnationalistischen DVPA-Regime zur 
Hilfe geeilt war. Auch heute noch kaut sie die Kriegspropa­
ganda der Imperialisten gegen diejenigen nach, die für 
grundlegendste Frauenrechte und gegen die Großgrundbe­
sitzer kämpften: "Für die Linke war die Invasion eine Katas­
trophe, die bis heute nachwirkt. Die Linken hatten versucht, 
eine Landreform durchzuführen und Frauenbefreiung mit 
Gewalt durchzusetzen. Daher wurden in den 1990ern die 
Begriffe Feminismus und Frauenbefreiung von vielen Af­
ghanen mit Massenmord gleichgesetzt. Jeder kannte je­
manden, der im Namen von Sozialismus und Feminismus 
getötet worden war" (marx21, Juni 2008). Für uns Marxisten 
eröffnete die sowjetische Militärintervention die Möglich­
keit einer sozialen Befreiung der afghanischen Massen, ins­
besondere der Frauen. Daher forderten wir: "Hoch die Rote 
Armee in Afghanistan! Weitet die Errungenschaften des 
Oktober auf die Völker Afghanistans aus!" 

Nach der kapitalistischen Wiedervereinigung - die die 
Cliff-Anhänger nach Kräften unterstützt hatten - trug Links­
ruck, der Vorläufer von Marx21, mit jahrelangen Kampag­
nen und ihrem Wahlaufruf für die SPD nach Kräften zu de­
ren Wahlsieg 1998 bei. Diese verkündete dann 2001 den 
antimuslimischen "Krieg gegen den Terror". Letztes Jahr 
stellte Marx21 den Zusammenhang her zwischen Sarrazins 
Demagogie und seiner Rolle im Berliner Senat: 

"Als Finanzsenator von Berlin setzte er die Linie des Re­
gierenden Bürgermeisters Klaus Wowereit (SPD) um, 
dass gespart werden müsse, ,bis es quietscht'. Das damali­
ge Wechselspiel zwischen den beiden erinnert an die 
Verhörmethode ,Guter Polizist, böser Polizist'. Sarrazin 
gab den ,Bösen' und forderte, bewusst provokant, harte 
Kürzungen im sozialen Bereich. Das ermöglichte es 
Wowereit, in die Rolle des ,Guten' zu schlüpfen, der den 

Finanzsenator bremst und ,weniger harte' Einschnitte 
vornimmt. 
Ziel einer solchen Politik ist allerdings nicht nur das Ab­
lenken von der Verantwortung der Politik durch das Prä­
sentieren von Sündenböcken. Auch der Widerstand ge­
gen Sozialabbau und Rassismus soll auf diese Weise nach 
dem Motto ,Teile und herrsche' gespalten werden." 
(21. Oktober 2009) 
Doch die Verantwortung der Linkspartei, die diese An­

griffe in Koalition mit der SPD durchführt und die wie 
Wowereit den "guten Bullen" mimt und jetzt vieles von Sar­
razins Dreck zurückweist, wird von der Gruppe Marx21 nicht 
erwähnt. Kein Wunder, sie selbst rief noch 2006 zur erneuten 
Wahl der Linkspartei in Berlin auf, trotz aller vorherigen 
Schweinereien des Senats. Sie ist tief in der Linkspartei be­
graben und hat Vertreter im Parteivorstand. Sie verbreitet die 
Illusion, es könne parlamentarische Regierungskoalitionen 
-via Linkspartei - geben, die den Interessen der Unterdrück­
ten dienen. Tatsächlich dient dieser Staat der Kapitalisten­
klasse, und wie Lenin in Staat und Revolution darlegte, ist es 
eine strategische Aufgabe der Arbeiterklasse in einer sozia­
listischen Revolution, diesen kapitalistischen Staat zu zer­
schlagen und durch einen Arbeiterstaat zu ersetzen. 

Hartz IV - Angriff auf die gesamte Arbeiterklasse 

Sarrazins Hetze flankiert die Angriffe der Regierung auf 
die Hartz-IV-Empfänger, die ein Angriff auf die gesamte 
Arbeiterklasse sind. Schon jetzt beträgt der Hartz-IV-"Eck­
regelsatz" lächerliche 359 Euro im Monat, von dem alle 
Ausgaben bis auf Miete und Heizkosten bestritten werden 
müssen; Paare erhalten gar nur 90 Prozent, Kinder nach Al­
ter gestaffelt 80, 70 oder nur 60 Prozent davon (das Kinder­
geld wird mit dem Hartz-IV-Satz verrechnet, fällt also weg): 

"Errechnet wurde der Regelsatz angeblich auf der Basis 
der statistisch ermittelten Ausgaben des ärmsten Fünftels 
der Einpersonen-Haushalte in der Bundesrepublik. De­
ren Ausgaben betrugen 2003 828 Euro, nach Abzug der 
Ausgaben für Wohnung und Heizung 526 Euro. Diese 
Ausgaben auf einen Regelsatz von 345 Euro herunterzu­
rechnen, gelang der Politik im Wesentlichen dadurch, 
dass sie bei etlichen Ausgabearten die Ausgaben des 
ärmsten alleinstehenden Bevölkerungsfünftels nur zum 
Teil als ,regelsatzrelevant' anerkannt hat." (Anne Ames, 
"Ich hilb's mir nicht ausgesucht ... ", Mainz, 2007) 
Für die Ernährung sind 4,36 Euro pro Tag vorgesehen, 
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bei Kindern, die ja heranwachsen und entsprechend viel und 
ausgewogene Nahrung für eine gesunde Entwicklung benö­
tigen, sind das dann sage und schreibe 3,49 bis 2,62 Euro pro 
Tag! Schlimmer noch, da auch die Posten für viele andere 
notwendige Ausgaben viel zu gering sind, müssen sich Hartz­
IV-Empfänger diese buchstäblich vom Mund absparen. Ei­
nen Ausdruck findet dies im rasanten Anwachsen des 
Hilfsprojekts der "Tafeln" in Deutschland, das sehr billig 
Lebensmittel verkauft bzw. abgibt, die es von Supermärkten 
usw. erhält, weil sie dort nicht mehr verkauft werden können 
(häufig weil sie nicht mehr frisch genug sind). Ein Artikel in 
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fänger selber dazu zu treiben, auch die miesesten Jobs anzu­
nehmen. Als eine Form faktischer Zwangsarbeit droht die 
Zusammenstreichung selbst der Hungerbezüge, wenn ein 
Hartz-IV-Empfänger einen Job ablehnt, den das Jobcenter 
für "zumutbar" hält. Jedes Jahr werden über 700000 Men­
schen durch Ein-Euro-Jobs geschleust und so reguläre Ar­
beitsplätze zerstört und die Löhne nach unten getrieben. 
Laut dem Juni-Report des Instituts Arbeit und Qualifikation 
arbeiten mittlerweile 17,9 Prozent aller Beschäftigten im 
Westen und 39,3 Prozent im Osten zu Niedriglöhnen. Betrof­
fen sind wie schon bei Hartz IV neben Ostdeutschen vor 

AFPfGetty Images 

allem Immigranten und ihre Nachkommen, so­
wie Frauen. Fast jede dritte arbeitende Frau be­
kommt Niedriglohn und Frauen machen 70 Pro­
zent des Niedriglohnsektors aus. Seit dem 
Machtantritt der SPD/Giünen-Regierung 1998 
bis 2008 wuchs der Niedriglohnsektor um über 
die Hälfte auf 6,55 Millionen und die Niedrig­
löhne selber sanken. Damit ist es der deutschen 
Bourgeoisie gelungen, einen von Europas größ­
ten Niedriglohnsektoren aufzubauen. 

Für Klassenkampf 
gegen "Sparpaket" und Hartz IV 

Die DGB-Führung beklagte jetzt, dass sich 
seit Einführung von Hartz IV die Zahl der Voll­
zeitbeschäftigten, deren Löhne mit staatlicher 
Hilfe "aufgestockt" werden müssen, auf 355000 
versiebenfacht hat. 50 Milliarden Euro habe der 
Staat seit 2005 für "Dumpinglöhne skrupelloser 
Unternehmer" aufbringen müssen. Das wirft 
noch einmal ein Licht auf das Ziel der Hartz-"Re­
formen", bei denen es in erster Linie nicht darum 
geht, Ausgaben zu sparen. Im Wesentlichen spie-

Griechenland, 1. Mai, Proteste gegen Kahlschlagspolitik im Dienste 
der griechischen Bourgeoisie und deutscher Banken 

len sie Arbeiter und Arbeitslose gegeneinander 
aus und sind der Rammbock, um die Gewerkschaften kaputt 
zu machen und die Löhne und Arbeitsbedingungen der Arbei­
terklasse nach unten und entsprechend die Profite der Kapita­
listenklasse nach oben zu treiben. Karl Marx analysierte diese 
Frage schon 1867 in Band 1 des Kapitals und skizzierte die 
notwendige Antwort der Arbeiterklasse: 

der trend-Onlinezeitung (Juli/August 2010) berichtet: ,,1963 
gab es die erste Tafel in den USA, 1993 wurde die erste in 
Berlin gegründet. Inzwischen existieren 800 Tafeln mit mehr 
als 2000 Ausgabestellen, die von einer Million Menschen 
genutzt werden, ca. 40000 meistens ehrenamtliche Tafelak­
tivisten, einige Tausende Ein-Euro-Jobber." 

Hunger und Mangelemährung sind wieder zu einem Mas­
senphänomen in Deutschland geworden, der viertgrößten 
Volkswirtschaft der Welt. Und das ist politisch gewollt und 
wurde gezielt von der "linken" kapitalistischen SPD/Grünen­
Bundesregierung unter Schröder und Fischer mit ihrer 
"Agenda 2010" herbeigeführt. Noch ungezügeltere Gier 
nach Profiten, damit feiert die Bourgeoisie die Zerstörung 
von DDR und Sowjetunion durch die kapitalistische Konter­
revolution. Da das "Sparpaket" von CDU/FDP also die line­
are Fortsetzung ihrer eigenen "Agenda 2010" ist, sind seine 
Verurteilungen als "unsozial" durch SPD und Grüne so 
heuchlerisch wie lau. Nicht weniger heuchlerisch, wenn auch 
für viele nicht so offensichtlich, sind die Deklamationen ge­
gen "Sparpaket" und Hartz IV von Seiten der Linkspartei. Ihr 
ganzes Streben ist darauf gerichtet, den kapitalistischen Staat 
zu verwalten, und dort, wo sie in den Landesregierungen sitzt, 
wie in Berlin und Brandenburg, vollstreckt und verwaltet sie 
die Hartz-IV-Armut für die Kapitalistenklasse. 

Hartz IV bringt nicht nur die mörderische Verachtung der 
Bourgeoisie und ihrer politischen Handlanger denjenigen 
gegenüber zum Ausdruck, die ihr keine Profite bringen und 
die sie daher als "überflüssig" ansieht, als "Kostenverursa­
cher", die die Profite schmälern. Vielmehr soll die Lage der 
Hartz-IV-Verelendeten noch unerträglicher gemacht wer­
den. Einerseits als Abschreckung für diejenigen, die noch 
Arbeit haben, damit sie den Bossen dankbar sind und Lohn­
kürzungen und die Verschlechterungen der Arbeitsbedin­
gungen hinnehmen; und um andererseits die Hartz-IV-Emp-

"Wenn seine Akkumulation [des Kapitals] einerseits die 
Nachfrage nach Arbeü vermehrt, vermehrt sie andrer­
seits die Zufuhr von Arbeitern durch deren ,Freisetzung', 
während zugleich der Druck der Unbeschäftigten die 
Beschäftigten zur Flüssigmachung von mehr Arbeit 
zwingt, also in gewissem Grad die Arbeitszufuhr von der 
Zufuhr von Arbeitern unabhängig macht. Die Bewegung 
des Gesetzes der Nachfrage und Zufuhr von Arbeit auf 
dieser Basis vollendet die Despotie des Kapitals. Sobald 
daher die Arbeiter hinter das Geheimnis kommen, wie es 
angeht, dass im selben Maß, wie sie mehr arbeiten, mehr 
fremden Reichtum produzieren und die Produktivkraft 
ihrer Arbeit wächst, sogar ihre Funktion als Verwertungs­
mittel des Kapitals immer prekärer für sie wird; sobald 
sie entdecken, dass der Intensitätsgrad der Konkurrenz 
unter ihnen selbst ganz und gar von dem Druck der rela­
tiven Übervölkerung abhängt; sobald sie daher durch 
Trade's Unions [Gewerkschaften] usw. eine planmäßige 
Zusammenwirkung zwischen den Beschäftigten und Un­
beschäftigten zu organisieren suchen, um die ruinie­
renden Folgen jenes Naturgesetzes der kapitalistischen 
Produktion auf ihre Klasse zu brechen oder zu schwä­
chen, zetert das Kapital und sein Sykophant, der poli­
tische Ökonom, über Verletzung des ,ewigen' und sozu­
sagen ,heiligen' Gesetzes der Nachfrage und Zufuhr." 
Statt Arbeiter und Arbeitslose im Kampf für ein men-

schenwürdiges Leben zu vereinen, hat die Gewerkschaftsbü­
rokratie die Hartz-"Reformen" der SPD/Grünen-Regierung 
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unterstützt und Proteste dagegen abgewürgt. Sie ist dem 
Kapitalismus verpflichtet und versucht, die Interessen der 
Arbeiterklasse mit denen der Kapitalisten zu versöhnen. Im 
Namen ihres nationalistischen bürgerlichen Programms vom 
"Standort Deutschland" lässt sie die Arbeiterklasse Zuge­
ständnisse machen, um die Wettbewerbsfähigkeit des deut­
schen Kapitals nicht zu gefährden. Sie hat nicht nur zugelas­
sen, dass durch die Hartz-Gesetze der Niedriglohnsektor 
massiv wuchs, zahllose Ausverkäufe haben das Lohnniveau 
der Arbeiterklasse insgesamt gesenkt: Betrug der Brutto­
lohnzuwachs in den letzten zehn Jahren in Deutschland 
21,8 Prozent, so waren es 35,5 Prozent in der EU, bei den 
Lohnnebenkosten war der Zuwachs in Deutschland gar nur 
9,3 gegenüber 38,5 Prozent in der EU. Dank dieser verräte­
rischen Klassenzusammenarbeit explodieren nicht nur die 
Profite der deutschen Bourgeoisie, auch die Löhne und Ar­
beitsbedingungen der Arbeiter in den anderen Ländern Eu­
ropas werden so massiv unter Druck gesetzt und die Lohn­
spirale ein kräftiges Stück nach unten gedreht. 

Die DGB-Bürokratie ist organisch mit SPD und Links­
partei verbunden, die, wie Lenin es so treffend ausdrückte, 
bürgerliche Arbeiterparteien sind, d. h. sie haben ihre Basis 
in der Arbeiterklasse, aber ein bürgerliches Programm. Es 
ist die strategische Aufgabe für Revolutionäre, durch Inter­
vention in die Klassenkämpfe und durch deren Vorantrei­
ben die Arbeiterbasis von den bürgerlichen Arbeiterpar­
teien zu brechen und eine revolutionäre multiethnische 
Arbeiterpartei aufzubauen. Es war genau die Verbindung 
mit den Gewerkschaften, die die SPD an der Regierung so 
nützlich für die Bourgeoisie machte, denn dadurch wurde 
der proletarische Widerstand gegen die Angriffe minimiert. 
Aber die zunehmende Wut in der Arbeiterklasse über die 
Angriffe der SPD-geführten Regierung stürzte die SPD in 
eine Krise und machte die Unterstützung der sozialdemo­
kratischen Gewerkschaftsspitzen für die Regierung zuneh­
mend schwierig. Ein Teil der Gewerkschaftsbürokratie 
brach 2003 mit der SPD und gründete die WASG, die spä­
ter mit der ex-stalinistischen PDS zur Linkspartei fusio­
nierte. Das Linkspartei-Programm ist von dem der SPD 
nicht qualitativ verschieden, man träumt im Grunde von 
einer Rückkehr zur "guten alten" "Sozialstaats"-SPD vor 
Schröder. 

Um den schlimmsten Auswüchsen von Hartz IV einen 
Riegel vorzuschieben, fordern die Gewerkschaftsspitzen ei­
nen staatlichen Mindestlohn. Doch statt auf die Mobilisie­
rung der Basis setzen sie darauf, dass SPD und Linkspartei 
dies im Parlament durchsetzen. Die IG Metall hat jetzt in 
ihren Tarifverhandlungen für die Stahlindustrie, deren Ab­
schluss Signalcharakter hat, die wichtige Forderung erho­
ben, dass Leiharbeiter den gleichen Lohn erhalten wie die 
Stammbelegschaften. Diese faktische Forderung nach "glei­
chen Lohn für gleiche Arbeit" ist nicht nur längst überfällig, 
das Festhalten an diesem gewerkschaftlichen Grundprinzip 
hätte den entschiedensten Klassenkampf gegen die Einfüh­
rung der Hartz-Gesetze bedeuten müssen. Ob Mindestlohn 
oder Gleichstellung der Leiharbeiter: Notwendig ist ein 
Kampf zur Organisierung der Unorganisierten. Gleicher 
Lohn darf nicht bedeuten, dass man die Kündigung der 
Leiharbeiter durch die Bosse stillschweigend in Kauf nimmt. 
Vielmehr müssen Leiharbeiter Seite an Seite mit den Fest­
angestellten im Kampf um gleichen Lohn für gleiche Arbeit 
und für die volle Übernahme der Leiharbeiter mobilisiert 
werden. Dieser Kampf muss verbunden werden mit einem 
Kampf für volle Staatsbürgerrechte für alle, die hier leben. 
Nur so kann der Kampf für gleiche Arbeitsbedingungen 
auch auf diejenigen ausgeweitet werden, die aufgrund der 
rassistischen Ausländergesetze in die Illegalität getrieben 
worden sind. Wir müssen eine klassenkämpferische Ge­
werkschaftsführung aufbauen. 
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Um der Diskriminierung von Frauen und Immigranten 
auf dem Arbeitsmarkt zu begegnen, ist es nötig, einen 
Kampf für die gewerkschaftliche Kontrolle der Einstellun­
gen zu führen nach dem Prinzip: Wer zuerst kommt, erhält 
den Job und kann nicht aufgrund seines Geschlechts oder 
seines "falschen" Namens abgewiesen werden. Notwendig 
sind gleichzeitig besondere Förderprogramme, um die häu­
fig schlechtere bzw. nicht vorhandene Berufsausbildung bei 
Frauen und Immigranten auszugleichen. Notwendig ist ein 
Kampf für die besonderen Bedürfnisse von Frauen und Im­
migranten. Wir sind entschiedene Gegner von chauvinisti­
scher Zwangsassimilierung und kämpfen für revolutionären 
Integrationismus. So muss man Deutsch als ausschließliche 
Amtssprache ebenso ablehnen wie Forderungen nach 
Deutschzwang an Schulen usw., aber es ist klar, dass das 
Erlernen der deutschen Sprache eine Voraussetzung dafür 
ist, einen Job zu bekommen, und ohne das ist Integration 
unmöglich. Notwendig ist ein ausreichendes Angebot kos­
tenloser Sprachkurse. Wir brauchen ausreichend kostenlose 
Kindergärten, die rund um die Uhr geöffnet sind, so dass 
Frauen arbeiten gehen können. Doch dem 2008 verkünde­
ten Programm, bis 2013 einen Kitaplatz für 35 Prozent aller 
Kinder unter drei Jahren zur Verfügung zu stellen (was an 
sich viel zu wenig ist), sind bisher kaum Taten gefolgt. Au­
ßerdem kosten die Kitaplätze Geld, das arme Eltern oft 
nicht haben. Der besonders im Westen schreiende Mangel 
an Kindergärten stößt viele alleinstehende Frauen in Hartz 
IV hinab oder hält die verheirateten in ökonomischer Ab­
hängigkeit vom Ehemann. In Kitas wie in Schulen muss es, 
wo nötig, zweisprachigen Unterricht geben, so dass die Kin­
der von Immigranten von Beginn an die Sprache lernen und 
den Unterricht voll verfolgen können. 

Man muss mit der "Standort"-Ideologie der Gewerk­
schaftsführung brechen und in internationalistischer Solida­
rität mit den Arbeiterklassen der anderen Länder unnach­
giebig für die Interessen der Arbeiter, Arbeitslosen und 
Hartz-IV-Empfänger hier kämpfen. Im Übergangs programm 
der Vierten Internationale von 1938 entwickelte Leo Trotzki 
ein System von Übergangsforderungen, das den Kampf um 
die Tagesforderungen der Arbeiter; die mit den immer en­
ger werdenden Grenzen des faulenden Kapitalismus zusam­
menstoßen, mit dem dringend notwendigen Kampf für die 
sozialistische Revolution verbindet. Er schreibt: 

"Die Gewerkschaften und andere Massenorganisationen 
müssen Arbeitende und Arbeitslose in gegenseitiger 
Bürgschaft und Solidarität vereinen. Die verfügbare 
Arbeit wird dann unter allen vorhandenen Arbeitskräf­
ten aufgeteilt, und damit wird die Dauer der Arbeitswo­
che bestimmt. Jeder Arbeiter erhält denselben Durch­
schnittsverdienst wie bei der bisherigen Arbeitswoche. 
Der Lohn, mit einem fest garantierten Minimum, folgt 
der Bewegung der Preise. Ein anderes Programm ist bei 
den heutigen katastrophalen Zeiten nicht annehmbar ... 
Kann der Kapitalismus die Ansprüche nicht befriedigen, 
die sich unvermeidlich aus den von ihm erzeugten Übeln 
ergeben, dann mag er zugrunde gehen. Ob jene Forde­
rungen ,realistisch' oder ,unrealistisch' sind, ist hierbei 
eine Frage des Kräfteverhältnisses und kann nur durch 
den Kampf entschieden werden. Durch diesen Kampf, 
welche unmittelbaren praktischen Erfolge er auch erzie­
len mag, werden sich die Arbeiter am besten von der 
Notwendigkeit überzeugen, die kapitalistische Sklaverei 
zu beseitigen." 
Wir kämpfen darum, die politisch fortgeschrittensten 

Arbeiter und Jugendlichen von den Illusionen in die SPD 
und vor allem die Linkspartei zu brechen und für den Auf­
bau einer revolutionären multiethnischen Arbeiterpartei zu 
gewinnen, die dem Kampf für neue Oktoberrevolutionen 
verpflichtet ist.. 
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Indien ... 
Fortsetzung von Seite 28 

Ihre Unterstützerbasis haben die Maoisten bei den unge­
fähr 80 Millionen Adivasi (Stammesangehörigen), der ärms­
ten und am meisten ausgeplünderten Bevölkerungsgruppe 
ganz Indiens. Stammesdörfer in den Wäldern und im 
Dschungel haben kaum Schulen oder Krankenhäuser oder 
Zugang zu modernen sanitären Einrichtungen. Die Alpha­
betisierungsrate beträgt weniger als 25 Prozent und bei 
Frauen nur 14 Prozent, und es grassiert Unterernährung. 
Die CPI (Maoist) hat in der Vergangenheit die Adivasi-Be­
völkerung gegen raubgierige Gutsbesitzer und brutale Poli­
zeiübergriffe verteidigt. Am 6. April lauerte sie erfolgreich 
einer schwerbewaffneten Patrouille auf und tötete 76 para­
militärische Bullen. 

Vor fünf Jahren stellte die Staatsregierung von Chhattis­
garh eine Art von Bürgerwehr namens Salwa Judum ("Frie­
densjagd") zur gewaltsamen Entvölkerung hunderter von 
Stammesdörfern auf und gab dafür die wirtschaftliche Ent­
wicklung als Grund an. Salwa-Judum-Banden, die von den 
Industriekonzernen Tata und Essar bezahlt werden, die sich 
große Teile des Landes und der Ressourcen in diesem Ge­
biet unter den Nagel zu reißen versuchen, brannten Häuser 
nieder und sperrten Zehntausende in schmutzige Internie­
rungslager ein. Solche Aktionen schürten nur noch tieferen 
Widerwillen gegenüber den Machthabern und stärkten die: 
Unterstützung für die Maoisten. Jetzt weiten die indischen 
Herrscher ihre Angriffe zu einem richtigen Krieg aus. Ihr 
Ziel ist es, die Stammesbezirke wieder unter zentrale Kon­
trolle zu bekommen, was die gewaltsame Beschlagnahmung 
von Land und die Übereignung riesiger Reichtümer an 
Bodenschätzen an indische und internationale Konzerne 
ermöglichen würde. 

In diesem Gebiet gibt es riesige nicht erschlossene Roh­
stoffquellen, darunter reiche Eisenerz-, Kohle- und Kalk­
steinvorräte wie auch Bauxitvorkommen im Wert von schät­
zungsweise 4 Billionen Dollar - mehr als das Dreifache des 
jährlichen Bruttoinlandsprodukts ganz Indiens. Wie die be­
kannte indische Schriftstellerin Arundhati Roy in einem 
scharfsinnigen Artikel von Outlook India (9. November 
2009) bemerkte: 

"Im Augenblick besteht die Guerillaarmee der Maoisten 
in Zentralindien fast vollständig aus bitter armen Stam­
meseinwohnern, die unter Bedingungen derart chro­
nischen Hungers leben, dass es an eine Hungersnot 
grenzt, wie wir sie nur mit Schwarzafrika in Verbindung 
bringen ... 
Wenn die Stammesangehörigen zu den Waffen gegriffen 
haben, dann deshalb, weil eine Regierung, von der sie 
nichts als Gewalt und Vernachlässigung erfahren haben, 
ihnen jetzt auch noch das Letzte, was sie haben, entrei­
ßen will- ihr Land. Offensichtlich glauben sie der Regie­
rung nicht, wenn die sagt, sie wolle nur ihren Landesteil 
,entwickeln'. Offensichtlich glauben sie nicht, dass die 
Straßen, breit und eben wie Flugzeugrollbahnen, die von 
der National Mineral Development Corporation durch 
ihre Wälder in Dantewada gebaut werden, dafür da sind, 
dass ihre Kinder auf ihnen zur Schule gehen können. Sie 
glauben, dass sie, wenn sie nicht für ihr Land kämpfen, 
ausgelöscht werden." 
Bald nach ihrer Wiederwahl im Mai 2009 verbot die 

UPA-Regierung die CPI (Maoist) unter Berufung auf dra­
konische "Anti-Terroristen"-Gesetze. Andere wurden ver­
folgt, nur weil sie ihre Stimme gegen staatliche Repression 
erhoben hatten. Gegen Arundhati Roy selbst wurde im Zu­
sammenhang mit einer Anklage nach dem Special Public 
Security Act ermittelt, nachdem sie in einem weiteren Arti­
kel von Outlook India über ihren Besuch eines von Maoisten 
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kontrollierten Gebiets berichtet hatte. Mittlerweile werden 
linksgerichtete Aktivisten bei außergerichtlichen "encoun­
ter killings" [Tötungen im Gefecht] von der Polizei erschos­
sen. Protestiert gegen die staatliche Hexenjagd! Nieder mit 
der Operation Grüne Jagd! 

Permanente Revolution kontra 
stalinistische Klassenzusammenarbeit 

Die Internationale Kommunistische Liga (Vierte Inter­
nationalisten) verurteilt den Krieg der indischen Regierung 
gegen die CPI (Maoist) und die Adivasi-Dorfbewohner, der 
auf Geheiß der korrupten indischen Bourgeoisie und der 
internationalen Bergbaumagnaten geführt wird. Die Arbei­
terklasse in Indien und international muss sich für die Ver­
teidigung der Maoisten und Stammesvölker gegen die blu­
tige staatliche Offensive einsetzen. 

Doch die politische Strategie der CPI (Maoist) weist den 
unterdrückten Massen Indiens keinen Weg nach vorn. Wie all 
die vielen Varianten des indischen Stalinismus streben auch 
die Maoisten in der "ersten Etappe" einer "Zwei-Etappen"­
Revolution ein Bündnis mit einem imaginären "fortschritt­
lichen" Flügel der Kapitalistenklasse an. Parteigeneralsekre­
tär Ganapathy machte das in einem Interview deutlich: 

"Wir haben ein klares Verständnis von der Vereinigung 
aller revolutionären, demokratischen, fortschrittlichen, 
patriotischen Kräfte und aller unterdrückten sozialen 
Gemeinschaften, einschließlich unterdrückter Nationali­
täten, gegen Imperialismus, Feudalismus und bürokra­
tischen Kompradorenkapitalismus. Unsere Neue Demo­
kratische Einheitsfront (UF) besteht aus vier demokra­
tischen Klassen, d. h. aus Arbeitern, Bauern, städtischer 
Kleinbourgeoisie und nationaler Bourgeoisie." (Sanhati, 
Januar 2010) 
Die Strategie eines Bündnisses mit einem Flügel der bür­

gerlichen Ausbeuter - ob man ihn nun "national", "patrio­
tisch" oder "fortschrittlich" nennt - hat den Arbeitern und 
Unterdrückten in Indien und überall auf der Welt eine Nie­
derlage nach der anderen beschert. Alle Flügel der indischen 
Kapitalistenklasse sind durch Tausende von Fäden mit den 
imperialistischen Mächten Europas, Nordamerikas und 
Japans verbunden; keiner ist für die Arbeiterklasse und die 
Unterdrückten in irgendeiner Hinsicht ein potenzieller 
Bündnispartner. In Staat und Revolution und in vielen ande­
ren Schriften ließ w.l. Lenin, Führer der bolschewistischen 
Oktoberrevolution von 1917, kein gutes Haar an der Auffas­
sung, die Klasseninteressen von Bourgeoisie und Proletariat 
wären doch irgendwie miteinander vereinbar. 

Dank des unnachgiebigen Kampfes der Bolschewiki für 
Klassenunabhängigkeit von den Kapitalisten waren die rus­
sischen Arbeiter 1917 imstande die Macht zu ergreifen. Das 
Ergebnis war ein Arbeiterstaat, eine revolutionäre Diktatur 
des Proletariats unterstützt von der Bauernschaft. Entschei­
dend für die Festigung des Bündnisses der Arbeiter mit den 
Bauern war die Unterstützung der Bolschewiki für die Be­
setzung der Ländereien durch die Bauern und für die Auf­
teilung des Landes an diejenigen, die es bearbeiten. Die 
Bolschewiki gewannen auch breite Unterstützung unter der 
Bauernschaft durch ihre revolutionäre Opposition zum ers­
ten interimperialistischen Krieg, in dem Millionen einfacher 
proletarischer und bäuerlicher Soldaten getötet wurden. 

Die Perspektive der permanenten Revolution, erstmals 
von Leo Trotzki während der Russischen Revolution von 
1905 entwickelt und durch die proletarische Machtergreifung 
vom Oktober 1917 bestätigt, skizziert den indischen Massen 
den Weg zur Befreiung ganz klar. Typisch für das zaristische 
Russland wie für das heutige Indien ist eine ungleiche und 
kombinierte Entwicklung, mit starken Gegensätzen zwischen 
Arm und Reich sowie moderner Industrie gleich neben unbe­
schreiblichem Elend. Unzählige Formen besonderer Unter-
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Districts affected by 
Naxal conflict, April 2009 

Maoistische naxalitische Guerillas (oben) sind in einem 
Drittel von Indiens Verwaltungsbezirken aktiv. Karte rechts 
zeigt Indiens "roten Korridor" in den östlichen und zentralen 
Regionen des Landes 
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drückung - basierend auf Geschlecht, Kaste, Nationalität, 
Religion - gehören zu den Überbleibseln einer vorindustriel­
len Vergangenheit, die durch nahezu zwei Jahrhunderte 
brutaler britischer Kolonialherrschaft verfestigt und vertieft 
wurden. Dies gipfelte in der britischen Teilung des indischen 
Subkontinents in Indien und Pakistan, die kommunalistische 
Massaker und Zwangsumsiedlungen von Millionen Musli­
men, Sikhs und Hindus auslöste. Seit der Unabhängigkeit, 
und vor allem unter der Herrschaft der nominell säkularen 
Kongresspartei, hat die indische Bourgeoisie weiterhin jegli­
che Art von mörderischer Spaltung geschürt. 

Nationale und soziale Befreiung für die Massen kann. 
nicht durch die kapitalistischen Ausbeuter Indiens oder im 
Bündnis mit ihnen erreicht werden. Es ist notwendig, die 
kapitalistische Klassenherrschaft zu zerschlagen und eine 
Arbeiter- und Bauernregierung zu errichten. Das indische 
Proletariat ist die einzige soziale Kraft, die einen solchen 
Kampf anführen kann. Die Arbeiterklasse besitzt dank ihrer 
zentralen Rolle in der Produktion - wo ihre kollektivOrgani­
sierte Arbeitskraft in den Fabriken, den Bergwerken, im 
Transportwesen und in anderen Industriezweigen von den 
Kapitalisten für den Profit ausgebeutet wird - eine unge­
heure potenzielle Macht. 

Das entscheidende Instrument für den Sieg ist eine inter­
nationalistische leninistische Avantgardepartei der Arbei­
terklasse. Die CPI (Maoist) lehnt die zentrale Rolle der 
Arbeiterklasse ab und stützt sich stattdessen auf die Bauern­
schaft auf dem Lande. Doch die vielschichtigen und in klei­
nen Dörfern über ganz Indien verstreuten Bauernrnassen 
sind zu einer einheitlichen unabhängigen gesellschaftlichen 
Strategie nicht in der Lage. Es gibt nur zwei maßgebliche 
Klassen in der kapitalistischen Gesellschaft: die Bourgeoisie 
und das Proletariat. Die Bauern gehören zu einer hetero­
genen Zwischenschicht, der Kleinbourgeoisie. Ihre unmittel­
bar empfundenen Interessen sind vor allem Eigentumsinter­
essen, für die Verteidigung oder den Erwerb von Land. So 
sind Bauernparteien im Grunde pro-bürgerlich oder bürger­
lich, auch wenn Teile mancher solcher Parteien für die Seite 
des revolutionären Proletariats gewonnen werden können. 

Vor allem in Ländern wie Indien, wo die Arbeiterklasse 
zahlenmäßig kleiner ist als die Bauernschaft, ist die Frage 
der Agrarrevolution eine Schlüsselkomponente des Pro­
gramms für eine proletarische Staatsrnacht. Die Arbeiter­
klasse muss die Unterstützung der Massen von armen und/ 
oder landlosen Bauern gewinnen, auch durch Forderungen 

nach Enteignung der Gutsbesitzer und Land für die Bauern, 
und gleichzeitig versuchen die mittleren und oberen Schich­
ten der Bauernschaft so gut wie möglich zu neutralisieren. 

Freiheit vom imperialistischen Joch, die Beseitigung aller 
Formen von Unterdrückung, wirtschaftliche Entwicklung im 
Interesse der großen Mehrheit: Diese dringenden Aufgaben 
erfordern eine proletarische Revolution und ihre Auswei­
tung auf die fortgeschrittenen kapitalistischen Länder Nord­
amerikas, Weste uropas und J apans. Eine sozialistische Re­
volution in Indien würde überall in Südasien und auf der 
ganzen Welt Widerhall finden und dabei im Proletariat der 
imperialistischen Zentren sowie des bürokratisch defor­
mierten Arbeiterstaates China mächtige Verbündete finden. 
Eine entscheidende Aufgabe eines indischen Arbeiterstaa­
tes, der von der Bauernschaft unterstützt wird, wäre es, die 
materielle Grundlage für die Beseitigung von Armut und 
Hunger zu schaffen, auch durch die Kollektivierung und 
Modernisierung der Landwirtschaft. Der Erfolg dieser An­
strengung hängt davon ab, welche Ressourcen durch sozia­
listische Revolutionen in den imperialistischen Kernländern 
zur Verfügung gestellt werden können. 

Eine revolutionäre Arbeiterpartei in Indien würde sich 
für die Sache aller Geknechteten einsetzen, einschließlich 
der ländlichen und städtischen Armen, der unterdrückten 
Kasten und der Stammesvölker. Sie würde unnachgiebig für 
die Befreiung von Indiens schrecklich unterdrückten Frauen 
kämpfen und verfolgte nationale und religiöse Minder­
heiten, insbesondere die Muslime, die eine Zielscheibe von 
Hindu-Chauvinismus sind, verteidigen. Eine solche Partei 
kann nur im politischen Kampf gegen die Programme der 
Klassenzusammenarbeit der verschiedenen stalinistischen 
Organisationen geschmiedet werden. Die politische Per­
spektive der kleinbürgerlichen CPI (Maoist) - eine Art von 
"Reformismus mit Gewehren" - bietet keine Alternative 
zum unverhohlenen parlamentarischen Reformismus der 
alteingesessenen stalinistischen Massenparteien, der Kom­
munistischen Partei Indiens (CPI) und der Kommunisti­
schen Partei Indiens (Marxisten) - CPI (Marxist). 

Der indische Stalinismus 
und seine Geschichte des Verrats 

Die CPI (Maoist) ist die größte von Indiens verbliebenen 
naxalitischen Organisationen, die nach dem Bezirk Naxal­
bari von Westbengalen benannt sind, der 1967 Schauplatz 
eines größeren Bauernaufstandes war. Die naxalitische 



24 

Bewegung, die überwiegend durch Spaltungen von der CPI 
(Marxist) entstand - welche selbst ein paar Jahre zuvor aus 
der Einheits-CPI hervorgegangen war - zog Tausende gebil­
deter städtischer junger Menschen an, die sich durch die 
"revolutionäre" Rhetorik von Maos China während der 
späten 1960er-Jahre in die Irre führen ließen. Diese jungen 
Leute lehnten den krassen Parlamentarismus der CPI und 
der CPI (Marxist) ab, gaben dabei die Städte zugunsten des 
Landes auf und vertraten die Perspektive eines auf die Bau­
ernschaft gestützten" Volkskriegs" . 

Die ersten Bauernaufstände waren bis Anfang der 
1970er-Jahre größtenteils niedergeschlagen worden, und 
China distanzierte sich später von den Naxaliten. Die indi­
schen Maoisten zerfielen bald in Dutzende rivalisierende 
Gruppen, von denen einige schließlich ihre Aktivitäten auf 
städtische Slum-Distrikte statt auf das Land konzentrierten. 
Heute sind die maoistischen Gruppen der Städte in erheb­
lichem Durcheinander und Niedergang. Die größten ver­
bliebenen Gruppen auf dem Lande vereinigten sich 2004 
zur CPI (Maoist) und schufen so die Voraussetzung für die 
gegenwärtige erweiterte Aufstandsbewegung. 

Der indische Stalinismus hat eine lange schmutzige Ver­
gangenheit der Klassenzusammenarbeit. Schon 1926 unter 
der Anleitung des indischen pseudomarxistischen Abenteu­
rers M. N. Roy (damals ein enger Verbündeter von Stalin 
und Nikolai Bucharin in der Führung der Kommunistischen 
Internationale) begann die CPI in Bengalen eine klassen­
übergreifende "Bauern- und Arbeiterpartei" aufzubauen. 
Diese Partei wiederum fungierte als Pressure-Group gegen­
über dem bürgerlichen Indischen Nationalkongress von 
Mahatma Gandhi und Jawaharlal Nehru. Roy drängte die 
CPI sogar, noch weiter zu gehen und "eine loyale nationalis­
tische Partei mit einem radikalrepublikanischen Programm 
(Volkspartei)" ins Leben zu rufen (zitiert in History 0/ the 
Communist Movement in India [Geschichte der kommunisti­
schen Bewegung in Indien], Volume 1, Communist Party of 
India [Marxist], 2005). 

Seit Mitte der 1930er-Jahre gab die CPI immer wieder 
dem bürgerlich-nationalistischen Kongress politische Unter­
stützung. Eine Zeit lang während des Zweiten Weltkriegs 
gab sie sogar den Kampf für Indiens Unabhängigkeit auf 
zugunsten eines Bündnisses mit den "demokratischen" Un­
terdrückern, den britischen Imperialisten. (Mehr Details 
dazu in "The ,Quit India' Movement 50 Years On - Stalinist 
Alliance with Churchill Betrayed Indian Revolution" [Die 
,Quit-India'-Bewegung 50 Jahre danach - stalinistisches 
Bündnis mit Churchill war Verrat an indischer Revolution], 
Workers Hammer Nr. 131 und 132, September/Oktober und 
November/Dezember 1992.) 

Heute agieren CPI und CPI (Marxist) als unverhohlene 
Unterstützer des indischen Kapitalismus. Seit 1977 leiten 
diese Stalinisten die Staatsregierung in Westbengalen und 
setzen deren Repressionsgewalt zur Verteidigung von Pri­
vateigentum und Profit gegen die Armen und Unterdrück­
ten ein. In den letzten Jahren hat das von der CPI (Marxist) 
angeführte "Linksfront" -Regime wiederholt auf Geheiß 
indischer und internationaler kapitalistischer Unternehmen 
Land von den Bauern beschlagnahmt und damit weit ver­
breiteten Widerstand in der Bevölkerung hervorgerufen. 

Im Dezember 2006 enteignete die westbengalische Re­
gierung Land im Bezirk Singur zugunsten von Tata Motors, 
einem von Indiens größten kapitalistischen Konzernen. Wer 
Widerstand leistete, wurde übel zusammengeschlagen und 
verhaftet, wobei eine junge Aktivistin brutal vergewaltigt 
und ermordet wurde. Im März darauf überfielen Tausende 
von Polizisten und bewaffneten Kadern der CPI (Marxist) 
Bauern, die gegen eine Zwangsenteignung in Nandigram 
Widerstand leisteten. Mindestens 14 wurden getötet und 
über 200 verletzt (siehe: "India: The Nandigram Massacre" 
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[Indien: Das Massaker von Nandigram], Spartaeist Canada 
Nr. 159, Winter 2008/2009). 

In jüngerer Zeit hat das westbengalische Regime die Po­
lizei mobil gemacht, um Adivasi-Dorfbewohner anzugreifen, 
die gegen die in Lalargh im Interesse des Konzerns Jindal 
Steel & Power durchgeführten Enteignungen protestierten. 
Und heute unterstützen CPI und CPI (Marxist) die blutige 
Offensive der UPA-Zentralregierung gegen die Maoisten. 
Dies ist die politische Logik des Programms der "Revolution 
in Etappen": Die Massen werden vom Kapitalismus weiter­
hin brutal unterdrückt, und die zweite, angeblich sozialisti­
sche Etappe kommt nie. 

Von Anfang an haben die naxalitischen Kräfte eine Spiel­
art der gleichen stalinistischen Politik der Klassenzusam­
menarbeit vertreten. In seinem Aufruf zu einer "Demokra­
tischen Volksrevolution" schrieb ihr Gründer und Führer 
Charu Mazumdar 1970, dass "die Mehrheit der Geschäfts­
welt mit uns gehen wird. Sie stellt einen Großteil der natio­
nalen Bourgeoisie" (zitiert in Sumanta Banerjee, India's 
Simmering Revolution: The Naxalite Uprising [Indiens schwe­
lende Revolution: der Naxalitenaufstand], 1980). 

Die Naxaliten reden zwar von "Arbeiter-Bauern-Ein­
heit", doch mit ihrem Rückzug aufs Land wandten sie sich 
von der Arbeiterklasse ab und verwandelten sich sowohl von 
ihrer Zusammensetzung als auch von ihrer politischen Per­
spektive her in eine kleinbürgerliche auf die Bauern gestütz­
te Bewegung. Ihr Vorbild ist der "Volkskrieg", den Maos 
Kommunistische Partei Chinas in den 30er- und 40er-Jahren 
geführt hat. Maos Rückzug aus den Städten aufs Land er­
folgte nach der Niederlage der Chinesischen Revolution von 
1925-27, bei der Stalin und seine Gefolgsleute - darunter an 
vorderer Stelle M. N. Roy - die chinesischen Kommunisten 
angewiesen hatten, die Arbeiter der bürgerlich-nationalisti­
schen Guomindang unterzuordnen. Das Ergebnis war ein 
Blutbad an Zehntausenden kommunistisch geführter Arbei­
ter in Shanghai und anderen Städten gewesen. 

In einer Streitschrift gegen die auf die Bauernschaft aus­
gerichtete Perspektive der chinesischen Stalinisten in den 
1930er-Jahren schrieb Leo Trotzki zur Bekräftigung der 
unabhängigen Klassenmobilisierung des städtischen Prole­
tariats: 

"Die Bauernbewegung ist ein mächtiger revolutionärer 
Faktor, sofern sie sich gegen die Großgrundbesitzer, die 
Militärrnachthaber, die Feudalherren und Wucherer rich­
tet. Aber in der Bauernbewegung selbst gibt es sehr star­
ke eigentumfixierte und reaktionäre Tendenzen, die sich 
in einem gewissen Stadium feindlich - sogar mit Waffen­
gewalt - gegen die Arbeiter richten können. Wer die 
Doppelnatur der Bauernschaft vergisst, ist kein Marxist. 
Man muss die fortschrittlichen Arbeiter lehren, hinter 
den ,kommunistischen' Aushängeschildern und Bannern 
die wirklichen gesellschaftlichen Prozesse zu erkennen." 
("Der Bauernkrieg in China und das Proletariat", 22. Sep­
tember 1932) 
Nur unter den höchst außergewöhnlichen Bedingungen 

der Zeit unmittelbar nach dem Zweiten Weltkrieg konnte 
Maos bäuerliche Volksbefreiungsarmee die Städte erobern 
und 1949 die kapitalistische Klassenherrschaft zerschlagen. 
Dazu gehörten der militärische Zusammenbruch der kor­
rupten Guomindang, das Nichteingreifen der Arbeiterklasse 
in den unmittelbaren Kampf um die Macht und, was ent­
scheidend war, die Existenz der Sowjetunion, eines bürokra­
tisch degenerierten Arbeiterstaates, als wirtschaftliche und 
militärische Hilfsquelle. Von Anfang an war das maoistische 
China keine "Neue Demokratie" auf der Grundlage eines 
"Blocks der vier Klassen" - ein Standardspruch bei den Sta­
linisten -, sondern eine Form der Diktatur des Proletariats. 
Doch der chinesische Arbeiterstaat war von Anfang an bü­
rokratisch deformiert, regiert von einer nationalistischen 
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Bürokratie, die den unabhängigen Kämpfen der 
Arbeiterklasse und der unerlässlichen Perspektive einer 
internationalen sozialistischen Revolution feindlich gegen­
übersteht. Dies zeigte sich deutlich in Chinas konter­
revolutionärer Allianz mit dem US-Imperialismus gegen die 
Sowjetunion in den 70er- und 80er-Jahren. 

Trotz der bürokratischen Herrschaft von Mao und seinen 
Nachfolgern war die Chinesische Revolution ein Leucht­
feuer für Millionen unterdrückte Werktätige in Asien. 
Chinas kollektivierte Wirtschaft hat den Arbeitern, Bauern 
und Frauen ungeheuere Vorteile gebracht, nicht zuletzt ein 
Ende der jahrhundertelangen chronischen Hungersnot auf 
dem Lande. Das steht in krassem Gegensatz zu den Ent­
wicklungen im kapitalistischen Indien. Heute sieht der US­
Imperialismus in Indien einen strategischen Verbündeten 
bei seinem Kreuzzug, die Errungenschaften der Chinesi­
schen Revolution umzustürzen. Die IKL tritt für die bedin­
gungslose militärische Verteidigung Chinas gegen Imperia­
lismus und Konterrevolution ein. Gleichzeitig rufen wir zu 
einer proletarisch-politischen Revolution auf, um die natio­
nalistische stalinistische herrschende Kaste in Beijing zu 
entmachten und ein auf Arbeiterdemokratie und revolutio­
närem Internationalismus basierendes Regime zu errichten. 

Das revolutionäre Potenzial 
der indischen Arbeiterklasse 

Wie wir in "Grundsatzerklärung und einige Elemente des 
Programms" der IKL von 1998 schrieben: 

"Der unvollständige Charakter der anti kapitalistischen 
Revolutionen in der kolonialen Welt bringt uns dazu, die 
marxistisch-leninistische Auffassung, dass das Proletariat 
als einzige soziale Kraft in der Lage ist, die sozialistische 
Revolution durchzuführen, erneut zu bekräftigen. Die IKL 
lehnt grundsätzlich die maoistische, im Menschewismus 
und stalinistischen Reformismus wurzelnde Doktrin ab, 
die die Avantgarderolle der Arbeiterklasse zurückweist 
und diese ersetzt durch einen auf der Bauernschaft basie­
renden Guerillakrieg, um zum Sozialismus zu gelangen." 
(Spartaeist, deutsche Ausgabe Nr. 20, Sommer 1998) 
Die Naxalitenbewegung führte eine Generation junger 

indischer Linker in die Irre, die sich zugunsten des Hirnge­
spinstes einer ländlichen Guerillastrategie von den Kämpfen 
der städtischen Arbeiterklasse abwandten. Angesichts des 
erheblichen Anwachsens des indischen Proletariats ist heute 
der Bankrott dieser Perspektive sogar noch deutlicher. 

Zwar leben mehr als zwei Drittel der Bevölkerung immer 
noch in ländlichen Gegenden, und etwas mehr als die Hälfte 
der Arbeitskräfte ist in der Landwirtschaft tätig, doch so­
wohl die städtische Bevölkerung als auch die Produktions­
leistung sind in den letzten Jahrzehnten rapide gewachsen. 
Etwa 14 Prozent aller Arbeitskräfte schuften in Industrie­
betrieben, von der Textilbranche, der chemischen Industrie 
und der Nahrungsmittelverarbeitung bis hin zur Produktion 
von Stahl, Verkehrsmitteln, Maschinen und anderem. Im 
ganzen Land gibt es Tausende von großen Fabriken und 
wichtigen Industriekomplexen. 

Trotz der verräterischen Führung von CPI und CPI (Mar­
xist) sowie des Einflusses der bürgerlichen Kongresspartei 
und verschiedener Regional- und Kastenparteien hat die 
indische Arbeiterklasse wiederholt ihre soziale Macht be­
wiesen. Ein Artikel mit der Überschrift "Deadly Labor Wars 
Hinder India's Rise" [Tödliche Arbeitskriege behindern In­
diens Aufstieg] im Wall Street Journal (24. November 2009) 
beschrieb, wie die jüngsten Streiks und Betriebsbesetzungen 
"durch die Unzufriedenheit der Arbeiter entfacht wurden, 
von denen viele sagen, sie hätten am Wohlstand des letzten 
Jahrzehnts nicht teilgehabt". Allein im vergangenen Jahr 
gab es größere Streiks in Unternehmen wie dem einheimi­
schen Autobauer Mahindra & Mahindra bis hin zu Fabriken 
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im Besitz von Nokia aus Finnland, Hyundai aus Südkorea 
und dem Lebensmittelkonzern Nestle. 

Im September 2009 kam es zu einem sechswöchigen 
Streik von mehr als 2000 Arbeitern bei einem in indischem 
Besitz befindlichen Autozulieferer im Industriegürtel von 
Gurgaon-Manesar in der Nähe von Delhi, so dass der US­
Autogigant Ford ohne Getriebeteile dastand und daraufhin 
Fabriken in Kanada und den USA die Produktion einstellen 
mussten. Über 100000 Arbeiter in mehr als 70 Fabriken im 
Gebiet von Gurgaon-Manesar nahmen an einem eintägigen 
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Oktober 2009: Autoarbeiter protestieren in Gurgaon, 
nachdem Arbeiter von Streikbrechern getötet wurde 

Ausstand teil, um gegen die Ermordung eines Streikenden 
durch Firmenschläger zu protestieren. Die unmittelbare 
Auswirkung des Streiks auf Fords nordamerikanische Be­
triebe unterstreicht die Notwendigkeit aktiver Solidarität 
von US- und kanadischen Arbeitern mit ihren Klassenbrü­
dern und -schwestern in Indien. 

In den ersten Monaten dieses Jahres streikten Hundert­
tausende Telekommunikationsarbeiter und Kohlebergleute 
gegen Privatisierung und Arbeitsplatzabbau, und am 
27. April führten Gewerkschaften einen eintägigen landes­
weiten Generalstreik gegen galoppierende Preiserhöhungen 
bei Gütern des täglichen Bedarfs durch. Ein noch größerer 
Generalstreik am 5. Juni wurde von einem stillschweigenden 
Bündnis aus stalinistischen Linksfront-Parteien und der 
hindu-chauvinistischen Bharatiya Janata Party (BJP) als Pro­
test gegen die steigenden Treibstoffpreise organisiert. 

Bestenfalls beschränken die Maoisten die aufsässige städ­
tische Arbeiterklasse auf die Rolle eines passiven Zuschau­
ers bei ihrem ländlichen" Volkskrieg" und lassen die Arbeiter 
in den Klauen der offen prokapitalistischen Linksfront-Par­
teien und von bürgerlichen Kräften wie Kongress und BJP. 
Indessen hat die CPI (Maoist) die naxalitische Politik der 
"Liquidierung von Klassenfeinden" - Hinrichtungen einzel­
ner Gutsbesitzer und Staatsbevollmächtigter - ausgeweitet 
auf die Entführung und Tötung von Kadern rivalisierender 
stalinistischer Parteien, auch von Gewerkschaftsführern, die 
sie als "Sozialfaschisten" bezeichnen. Eine derartige mörde­
rische Gewalt gegen andere Parteien der Linken und der 
Arbeiterklasse, so typisch für den Stalinismus, ist abscheu­
lich und muss verurteilt werden. 

Die Maoisten streben auch regelmäßig nach Bündnissen 
mit der einen oder anderen offen kapitalistischen Partei. 
Während der Proteste gegen die Gräueltaten von Singur 
und Nandigram bildeten sie eine kaum verheimlichte Alli­
anz mit dem rechtsgerichteten Trinamool-Kongress (Gras­
wurzel-Kongress) von Mamata Banerjee, dem parlamenta-
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rischen Hauptrivalen der Linksfront in Westbengalen. Nach 
ihrem Eintritt in die UPA-Regierung in Neu-Delhi haben 
Banerjee & Co. inzwischen die bewaffnete Offensive gegen 
die Maoisten unterstützt. 

Plebejische Massenrevolte in Nepal 
Die Logik maoistischer Klassenzusammenarbeit zeigte 

sich klar und deutlich im nördlich angrenzenden Himalaja­
land Nepal. In den letzten zwei Jahrzehnten wurde Nepal 
durch eine tiefgreifende Revolte grundlegend erschüttert, 
die von der unterdrückten Bauernschaft ausging und eben­
falls von maoistischen Kräften geführt wurde. Einen wich­
tigen Anstoß zu diesem Kampf gab der Widerstand gegen 
die Monarchie. 2006 schließlich kontrollierten maoistische 
Kräfte, zu denen bemerkenswerterweise viele Frauen ge­
hörten, 80 Prozent der ländlichen Gebiete, wo sie bedeu­
tende Sozialreformen durchführten, darunter die rechtliche 
Gleichstellung der Frauen, Schläge gegen das Kastensystem, 
die Errichtung von Schulen und der Bau von Straßen. Nach 
einer Periode von Massendemonstrationen, einschließlich 
eines längeren Generalstreiks 2006, konnten sie sich in der 
Hauptstadt Katmandu festsetzen. 

Die Maoisten traten dann in eine bürgerliche Koalitions­
regierung ein und gingen 2008 bei Parlamentswahlen, die 
zum Ende der Monarchie führten, als die größte Partei her­
vor. Nachdem die Vereinigte Kommunistische Partei Nepals 
(Maoisten) - UCPN (Maoist) - ein Jahr später die Regie­
rung wegen Uneinigkeit über die Entlassung des Armee­
chefs verlassen hatte, startete sie in diesem Mai einen "un­
befristeten Generalstreik" für eine neue "Regierung der 
nationalen Einheit". Der Streik wurde bald abgebrochen, 
und die Maoisten unterzeichneten ein Abkommen, mit Ver­
handlungen über eine neue Regierung fortzufahren, wäh­
rend eine rivalisierende Gruppe stalinistischen Ursprungs, 
die Vereinigten Marxisten-Leninisten, im Übergangsregime 
verblieben. Der Aktionsradius der maoistischen Guerillas 
ist auf Lager beschränkt, die nominell unter Kontrolle der 
Vereinten Nationen stehen, und ihre Führer bemühen sich 
um ihre Integration in die bürgerlichen Streitkräfte. 

Die jetzt als UCPN (Maoist) bekannte Organisation hatte 
schon immer enge Beziehungen zu Indiens Naxaliten und 
vertritt ein ähnliches Dogma von der "Revolution in Etap­
pen". In ihrem "Common Minimum Policy and Programme" 
[Gemeinsame politische Mindestforderungen und Minima�­
programm] von 2001 forderte sie eine "Demokratische Volks­
diktatur unter Beteiligung aller fortschrittlichen Klassen 
einschließlich der nationalen Bourgeoisie". Als die Maoisten 
2008/09 an der Regierung waren, verteidigten sie ausdrück­
lich den Kapitalismus und unterstützten Gesetze zum Verbot 
von Streiks. So wurde in Himalayan Times online (10. April 
2009) berichtet: "Die Regierung plant die Einschränkung von 
bandhs (Straßenprotesten) und Streiks in der Industrie und 
bei lebenswichtigen Gütern", und der maoistische Finanz­
minister Baburam Bhattarai wurde zitiert: "Wir befinden uns 
in einer neuen politischen Konstellation, und das erfordert 
auch eine neue Perspektive in Handel und Industrie." 

Im Unterschied zu Indien hat Nepal nur sehr wenig In­
dustrieproletariat. Drei Viertel der Arbeitskräfte sind in der 
Landwirtschaft beschäftigt, und 90 Prozent der städtischen 
Arbeitkräfte arbeiten im "informellen" Sektor, vor allem in 
kleinen Familienwerkstätten. Zwar können die von verschie­
denen Parteien organisierten Gewerkschaften Hunderttau­
sende von Mitgliedern vorweisen, doch bei den gegebenen 
industriellen Aktivitäten handelt es sich hauptsächlich um 
die Weiterverarbeitung landwirtschaftlicher Produkte wie 
Hülsenfrüchte (z.B. Linsen), Jute, Rohrzucker, Tabak und 
Getreide. Die größtenteils auf primitiver Handwerkstechno­
logie basierende Bekleidungsindustrie beschäftigte einst 
300000 Arbeiter, ist aber jetzt fast vollständig zusammenge-
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brochen. Ungefähr drei Millionen Nepalesen - mehr als 
10 Prozent der Bevölkerung - sind ins Ausland gezogen, um 
Arbeit zu finden, und von ihnen gibt es wichtige Konzentra­
tionen in Indien und anderen Ländern Asiens. 

Die unterdrückten Massen Nepals brauchen eine marxis­
tisch-intemationalistische Perspektive, die den Kampf für 
gesellschaftliche Modernisierung und Befreiung mit den 
Klassenkämpfen des Proletariats in fortgeschritteneren Län­
dern jenseits der Landesgrenzen verbindet. Eine Arbeiter­
revolution im benachbarten Indien hätte unmittelbar 
massive Auswirkungen auf Nepal und würde den Kampf für 
eine sozialistische Föderation des Subkontinents auf die 
Tagesordnung stellen. Umgekehrt würde ein riesiger plebe­
jischer Aufstand in Nepal, der die kleine Arbeiterklasse dort 
mitreißt, zum Ausbruch eines proletarischen Aufstandes in 
Indien beitragen. 

Die kleinbürgerliche UCPN (Maoist) lehnt eine solche 
Perspektive scharf ab und propagiert rückschrittlichen nepa­
lesischen Nationalismus, auch gegen sogenannte "kulturelle 
Verunreinigung" aus Indien. Die ,,40-Punkte-Forderungen" 
der Maoisten, die 1996 am Vorabend ihres bewaffneten Auf­
standes herausgegeben wurden, enthalten Forderungen wie 
die "Kontrolle und Systematisierung" der nepalesisch-indi­
schen Grenze, das Verbot von Autos mit indischem Kennzei­
chen und die Unterdrückung hindi-sprachiger Filme, Videos, 
Zeitschriften und Zeitungen. In einer Reihe jüngster Erklä­
rungen haben die indischen Maoisten ihre ehemaligen Ge­
nossen in Nepal wegen ihrer "gefährlichen reformistischen 
Positionen" kritisiert. Doch die nepalesischen Maoisten füh­
ren die Logik von mao-stalinistischem Nationalismus und 
Klassenzusammenarbeit nur bis zur letzten Konsequenz. 

Schmiedet eine leninistisch-trotzkistische Partei! 
Indiens vielgepriesene Entwicklung in den letzten beiden 

Jahrzehnten ist nur einem kleinen Teil der Bevölkerung 
zugute gekommen: der stinkreichen Bourgeoisie und einer 
kleinbürgerlichen Technokraten-/Managerschicht in den 
Städten. Die Arbeiterklasse leidet unter entsetzlichen 
Arbeits- und Lebensbedingungen und unter Hungerlöh­
nen, und überall breiten sich schmutzige Slums aus, da ver­
triebene Bauern in die Städte strömen, um nach Arbeit zu 
suchen. Damit die Herrschenden ihre unterdrückerische 
Kontrolle aufrechterhalten können, schüren sie die Gegen­
sätze von Kasten, Religionen, Sprachen usw. 

Die Verhältnisse schreien nach jener Art von Perspekti­
ve, für die Lenin und Trotzki in der Oktoberrevolution von 
1917 gekämpft haben: Machtergreifung der Arbeiter an der 
Spitze der unterdrückten Massen, Agrarrevolution zur Be­
freiung der Bauernschaft, Vergesellschaftung und rationale 
Neuorganisation der Wirtschaft im Interesse der mensch­
lichen Bedürfnisse, nicht des Profits, und Kampf zur inter­
nationalen Ausweitung der sozialistischen Revolution, vor 
allem auf die imperialistischen Kernländer. Nur eine solche 
Perspektive kann in Indien die Grundlage schaffen für eine 
geplante wirtschaftliche Entwicklung, die den verarmten 
Bevölkerungsgruppen wie den Adivasis zugute kommt, statt 
deren Leben zu zerstören. 

Eine soziale Befreiung in Südasien wird nicht durch iso­
lierte Kämpfe in den Wäldern und Dschungeln erreicht 
werden, sondern erfordert die Mobilisierung des städtischen 
Proletariats unter revolutionärer Führung. Im Kampf zur 
Schmiedung einer solchen Führung kann man aus der im 
Zweiten Weltkrieg geleisteten Arbeit der Bolschewistisch­
Leninistischen Partei Indiens (BLPI), der indischen Sektion 
der trotzkist ischen Vierten Internationale, wichtige Lehren 
ziehen. Während die Stalinisten den britischen Imperialis­
mus unterstützten und gegen den Kampf für Indiens Unab­
hängigkeit eintraten und später wieder die Arbeiter dem 
bürgerlichen Kongress unterordneten, kämpfte die BLPI 
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Nowosti 

Sowjetregierung veröffentlichte einen Tag nach proletarischer Machtergreifung im Oktober 1917 "Landdekret" 
zur Enteignung des Großgrundbesitzes. Rechts: Usbekischer Bauer erhält Urkunde über Land und Vieh 

heldenhaft für eine marxistische proletarische Perspektive. 
Diese stolze Geschichte wurde später weggeworfen, ange­

fangen 1948 mit der Auflösung der BLPI zum Zwecke eines 
liquidatorischen Eintritts in die durch und durch reformisti­
sche Sozialistische Partei von J. P. Narayan. In den folgenden 
Jahren wurden die Überbleibsel des einstmals eindrucksvol­
len trotzkistischen Kaderstamms Indiens der Sozialdemo­
kratie einverleibt. Als daher Ende der 1960er-Jahre eine 
neue Welle des jugendlichen Radikalismus in Indien aufkam, 
wurde sie in die Sackgasse des naxalitischen Maoismus ge­
führt. Und die kleinen vorgeblich trotzkistischen Gruppen, 
die seit den 1970er-Jahren aktiv waren und in der Regel dem 
revisionistischen "Vereinigten Sekretariat" (VS) des inzwi­
schen verstorbenen Ernest Mandel angehörten, propagier­
ten weiterhin eine klägliche Anpassung an nichtrevolutio­
näre Kräfte. Mitte der 2000er-Jahre fiel die indische VS-Sek­
tion auseinander und verschwand von der Bildfläche. 

Die IKL kämpft für die Wiederschmiedung der Vierten 
Internationale als Weltpartei der sozialistischen Revolution. 
Militante in Indien, die den Weg zum revolutionären 
Marxismus suchen, müssen sich mit dem Programm des 
Trotzkismus und der Geschichte der frühen BLPI auseinan­
dersetzen, die als Einzige einen Weg zur indischen Arbeiter­
revolution und zu einer sozialistischen Föderation Süd asiens 
aufzeigen. Wie die BLPI in ihrem 1942 veröffentlichten 
Gründungsprogramm schrieb: 

"Die Bauernschaft, die zahlreichste und zersplittertste, 
die rückständigste und unterdrückteste Klasse, ist zu 
örtlichen Aufständen und zu Partisanenkriegen fähig, 
benötigt aber als Führung eine progressivere und stärker 
zentralisierte Klasse, damit dieser Kampf auf eine gesamt­
nationale Ebene gehoben werden kann. Ohne eine sol­
che Führung kann die Bauernschaft allein keine Revolu­
tion machen. Die Aufgabe einer solchen Führung liegt 
natürlich beim indischen Proletariat, das als einzige Klas­
se die werktätigen Massen bei ihrem Ansturm gegen 
Imperialismus, Großgrundbesitz und einheimische Fürs­
ten führen kann ... 
Aber durch die Führungsrolle der Arbeiterklasse in der 
bürgerlich-demokratischen Revolution ergibt sich für die 
Arbeiterklasse die Aussicht, die Macht zu ergreifen und 
nicht nur die schon lange überfälligen bürgerlich-demo­
kratischen Aufgaben zu erledigen, sondern zusätzlich 
ihre eigenen sozialistischen Aufgaben anzupacken. Und 
so entwickelt sich aus der bürgerlich-demokratischen Re­
volution ohne Unterbrechung die proletarische Revolu­
tion und die Errichtung der Diktatur des Proletariats als 

der einzigen Staatsform, die in Indien die Diktatur der 
imperialistischen Bourgeoisie ersetzen kann ... 
Das endgültige Schicksal der Revolution in Indien wird, 
wie in Russland, in der Arena der internationalen Revo­
lution entschieden werden. Und Indien wird auch nicht 
aus eigenen Kräften den Übergang zum Sozialismus voll­
enden können. Nicht nur die Rückständigkeit des Landes, 
sondern auch die internationale Arbeitsteilung und die 
vom Kapitalismus selbst geschaffene wechselseitige 
Abhängigkeit der verschiedenen Teile der Weltwirtschaft 
voneinander verlangen, dass diese Aufgabe der Errich­
tung des Sozialismus nur im Weltrnaßstab erfüllt werden 
kann. Das indische Proletariat wird natürlich mit der 
sozialistischen Umgestaltung der Gesellschaft beginnen, 
soweit dies unter den konkreten Umständen möglich ist, 
doch die Errichtung einer sozialistischen Gesellschaft 
wird von dem Verlauf der internationalen Revolution 
abhängen. Die siegreiche Revolution in Indien jedoch, 
die dem ältesten und am weitesten verbreiteten Imperia­
lismus der Welt einen tödlichen Schlag versetzen wird, 
wird einerseits die tiefste Krise der gesamten kapitalisti­
schen Welt herbeiführen und den Weltkapitalismus in 
seinen Grundfesten erschüttern. Andererseits wird sie 
Millionen von Proletariern und Kolonialsklaven auf der 
ganzen Welt inspirieren und schlagartig aktiv werden las­
sen lind so der Weltrevolution den Weg bahnen.". 
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Nieder mit dem Krieg gegen 
Maoisten und Stammesvölker! 

Indian Vanguard AFP 

Links: Massenkundgebung maoistischer Unterstützer in Haiderabad, September 2004. Rechts: Paramilitärs 
verhaften bei Razzia gegen Maoisten Dorfbewohner im Bezirk West Midnapore, Westbengalen, Juni 2009 

Nachfolgend drucken wir eine leicht redigierte Übersetzung aus 
Workers Vanguard Nr. 962 vom 20. Juli ab. 

In einer Ende letzten Jahres begonnenen Militäroffen­
sive hat Indiens Regierung bis zu 100000 vom Militär unter­
stützte, schwerbewaffnete Polizisten mobil gemacht, um 
maoistische Guerillakräfte im östlichen und zentralen Bin­
nenland zu zerschlagen. Premierminister Manmohan Singh 
von der Kongresspartei, die das Koalitionsregime der Uni­
ted Progressive Alliance (UPA) anführt, bezeichnete den 
von der Kommunistischen Partei Indiens (Maoisten) - im 
Folgenden CPI (Maoist) genannt - geführten Aufstand als 
"die größte einzelne Herausforderung der inneren Sicher­
heit, mit der unser Land je konfrontiert war". Laut Regie­
rungsquellen sind Maoisten in nahezu einem Drittel aller 
Verwaltungsbezirke Indiens aktiv, von der nördlichen Gren­
ze mit Nepal bis nach Andhra Pradesh im Süden. 

Die Offensive, Operation Grüne Jagd genannt, hat eine 
blutige Terrorkampagne entfacht. Ein Bericht schilderte, wie 

"Polizeikräfte eines frühen Morgens im letzten Oktober 
die Einwohner von Gompad, einem entlegenen Dorf im 
ostindischen Staat Chhattisgarh, umzingelt und angegrif­
fen haben. Sechzehn Menschen wurden getötet, darunter 
ein älteres Ehepaar und ihre 25jährige Tochter, der ein 
Messer in den Kopf gestoßen und die Brüste abgeschnit-

ten wurden. Ihr zweijähriger Sohn überlebte, aber ihm 
wurden drei Finger abgehackt. .. Die Bullen verdächtig­
ten die Dorfbewohner, mit den maoistischen Aufstän­
dischen zu sympathisieren, und hielten einige für Infor­
manten." (Megha Bahree, "India's Dirty War" [Indiens 
schmutziger Krieg], forbes.com, 10. Mai) 
Ungeachtet des Medienrummels um Indien als zukünf­

tiger wirtschaftlicher Supermacht hat sich die bittere Armut, 
unter der der größte Teil der Bevölkerung leidet, durch die 
seit 1991 von den Herrschern des Landes in Gang gesetzten 
neoliberalen Reformen verschlimmert. Während eine kleine 
Schicht von Kapitalisten ungeheuere Profite angesammelt 
hat, wurden die Arbeiterklasse und die städtischen und länd­
lichen Armen von schonungslosen Kürzungen der öffent­
lichen Ausgaben und der Demontage der Agrarpreisstüt­
zung betroffen. Landenteignung und Schuldknechtschaft 
hatten von 1997 bis 2007 wenigstens 183000 Selbstmorde 
unter den Bauern zur Folge - einen alle 30 Minuten. Mehre­
re zehn Millionen von ihrem Land vertriebener Bauern sind 
in die Städte abgewandert, wo die meisten in stinkenden 
Slums leben. Die Armut ist so allgegenwärtig, dass mehr als 
40 Prozent aller Kinder Indiens unter 5 Jahren an Unter­
ernährung leiden. 

Fortgesetzt auf Seite 22 

Nur Arbeiterrevolution kann die indischen Massen befreien 
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